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365. Bundesgesetz vom 30. Juni 1982, mit
dem das Schulorganisationsgesetz geändert

wird (7. Schulorganisationsgesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr.

242/1962, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 243/1965, 173/1966, 289/1969, 234/1971,
323/1975 und 142/1980 wird wie folgt geändert:

1. § 6 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Welche Unterrichtsgegenstände (Pflichtge-

genstände, alternative Pflichtgegenstände, verbind-
liche Übungen, Freigegenstände, unverbindliche
Übungen) in den Lehrplänen vorzusehen sind, wird
in den Bestimmungen des II. Hauptstückes für die
einzelnen Schularten festgesetzt. Im Lehrplan kann
bestimmt werden, daß zwei oder mehrere der im
II. Hauptstück angeführten Pflichtgegenstände als
alternative oder als zusammengefaßte Pflichtgegen-
stände zu führen sind. Überdies können bei Unter-
richtsgegenständen, die eine zusammengesetzte
Bezeichnung haben, die Teile gesondert oder in
Verbindung mit anderen solchen Teilen geführt
werden. Darüber hinaus können in den Lehrplänen
auch weitere Unterrichtsgegenstände als Freigegen-
stände und unverbindliche Übungen sowie ein För-
derunterricht vorgesehen werden. Ferner kann in
den Lehrplänen für Schulen für Berufstätige, für die
Berufspädagogischen Akademien und für die Päd-
agogischen Institute die Einbeziehung von Formen
des Fernunterrichtes insoweit vorgesehen werden,
als dies zur Erleichterung des Besuches dieser Schu-
len ohne Einschränkung des Bildungszieles zweck-
mäßig ist."

2. Im § 8 haben an die Stelle der lit. e und f fol-
gende lit. e bis h zu treten:

„e) unter verbindlichen Übungen jene Unter-
richtsveranstaltungen, deren Besuch für alle
in die betreffende Schule aufgenommenen

Schüler verpflichtend ist, sofern sie nicht vom
Besuch befreit sind, und die nicht beurteilt
werden;

f) unter Förderunterricht nicht zu beurteilende
Unterrichtsveranstaltungen
aa) für Schüler, die in Pflichtgegenständen

eines zusätzlichen Lernangebotes bedür-
fen, weil sie die Anforderungen in
wesentlichen Bereichen nur mangelhaft
erfüllen oder wegen eines Schulwechsels
Umstellungsschwierigkeiten haben,

bb) in Sonderschulen auch für Schüler, die
auf den Übertritt in eine Schule, die
keine Sonderschule ist, vorbereitet wer-
den sollen,

cc) in Pflichtgegenständen, die leistungs-
differenziert geführt werden, für Schü-
ler, die auf den Übertritt in eine höhere
Leistungsgruppe vorbereitet werden sol-
len und für Schüler, deren Übertritt in
eine niedrigere Leistungsgruppe verhin-
dert werden soll;

g) unter Freigegenständen jene Unterrichtsge-
genstände, zu deren Besuch eine Anmeldung
für jedes Unterrichtsjahr erforderlich ist, die
beurteilt werden und deren Beurteilung kei-
nen Einfluß auf den erfolgreichen Abschluß
einer Schulstufe hat;

h) unter unverbindlichen Übungen jene Unter-
richtsveranstaltungen, zu deren Besuch eine
Anmeldung für jedes Unterrichtsjahr erfor-
derlich ist und die nicht beurteilt werden."

3. § 8 a Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Der Unterricht in Leibesübungen und
Leibeserziehung ist getrennt nach Geschlechtern zu
erteilen. Im Freigegenstand und in der unverbindli-
chen Übung Leibesübungen bzw. Leibeserziehung
sowie in den sportlichen Schwerpunkten in Sonder-
formen darf der Unterricht auch ohne Trennung
nach Geschlechtern erteilt werden, sofern diese
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Unterrichtsveranstaltungen auf Sportarten be-
schränkt sind, bei denen vom Standpunkt der unter-
schiedlichen Leistungsfähigkeit und der koedukati-
ven Führung kein Einwand besteht; dies gilt auch
für den Unterricht im Pflichtgegenstand Leibeser-
ziehung an Anstalten der Lehrerbildung und der
Erzieherbildung, wenn bei Trennung nach
Geschlechtern wegen zu geringer Schülerzahl nicht
für alle Schüler der lehrplanmäßige Unterricht in
diesem Pflichtgegenstand erteilt werden könnte."

4. § 8 a Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) ( G r u n d s a t z b e s t i m m u n g . ) An Stelle
der Abs. 1 und 2 hat die Ausführungsgesetzgebung
hinsichtlich der öffentlichen Pflichtschulen, die
keine Übungsschulen sind, zu bestimmen,

a) ab welcher Schulstufe der öffentlichen Volks-
schulen und der öffentlichen Sonderschulen
in Leibesübungen der Unterricht getrennt
nach Geschlechtern zu erteilen ist, wobei im
Freigegenstand und in der unverbindlichen
Übung Leibesübungen der Unterricht auch
ohne Trennung nach Geschlechtern zulässig
erklärt werden kann,

b) daß an den übrigen öffentlichen Pflichtschu-
len der Unterricht in Leibesübungen getrennt
nach Geschlechtern zu erteilen ist, wobei der
Unterricht im Freigegenstand und in der
unverbindlichen Übung Leibesübungen sowie
in den sportlichen Schwerpunkten von Son-
derformen auch ohne Trennung nach
Geschlechtern zulässig erklärt werden kann,
und

c) bei welcher Mindestzahl von Anmeldungen
ein alternativer Pflichtgegenstand, ein Freige-
genstand oder eine unverbindliche Übung
sowie bei welcher Mindestzahl von Schülern
ein Förderunterricht abzuhalten sind.

Ferner hat die Ausführungsgesetzgebung vorzuse-
hen, daß bei Unterschreitung einer Mindestzahl
von teilnehmenden Schülern ein Freigegenstand
oder eine unverbindliche Übung nicht weiterzufüh-
ren ist. Die Mindestzahl von Anmeldungen für die
Abhaltung eines alternativen Pflichtgegenstandes,
eines Freigegenstandes oder einer unverbindlichen
Übung darf 15, bei Fremdsprachen und Hauswirt-
schaft 12 nicht unterschreiten; die Mindestzahl für
den Förderunterricht darf 8 nicht unterschreiten
und 12 nicht überschreiten, in der Grundschule und
der Sonderschule jedoch 3 nicht unterschreiten und
10 nicht überschreiten. Die Mindestzahl für die
Weiterführung von Freigegenständen und unver-
bindlichen Übungen darf 12, bei Fremdsprachen
und Hauswirtschaft 9 nicht unterschreiten. Die
Ausführungsgesetzgebung kann jedoch für den
Fall, daß die tatsächliche Klassenschülerzahl unter
der vorgesehenen Mindestzahl für die Führung
eines Freigegenstandes oder einer unverbindlichen
Übung liegt, die Führung des Freigegenstandes
bzw. der unverbindlichen Übung vorsehen, wenn
sich alle Schüler der Klasse anmelden; die Mindest-

zahl für die Weiterführung von Freigegenständen
und unverbindlichen Übungen in diesen Fällen darf
die Schülerzahl der Klasse nicht um mehr als 2
unterschreiten. Ferner kann die Ausführungsgesetz-
gebung vorsehen, daß zur Erreichung der Mindest-
zahl Schüler mehrerer Klassen einer oder mehrerer
Schulen zusammengefaßt werden können."

5. Die §§ 9 und 10 haben zu lauten:

„ A u f g a b e der V o l k s s c h u l e

§ 9. (1) Die Volksschule hat in der Vorschulstufe
jene Kinder, die in dem betreffenden Kalenderjahr
schulpflichtig geworden sind, jedoch noch nicht die
Schulreife besitzen, und ebenso jene, deren vorzei-
tige Aufnahme in die 1. Schulstufe widerrufen
wurde, im Hinblick auf die für die 1. Schulstufe
erforderliche Schulreife zu fördern.

(2) Die Volksschule hat in den ersten vier Schul-
stufen (Grundschule) eine für alle Schüler gemein-
same Elementarbildung zu vermitteln.

(3) Die Volksschule hat in der 5. bis 8. Schulstufe
(Oberstufe) die Aufgabe, eine grundlegende Allge-
meinbildung zu vermitteln sowie die Schüler je
nach Interesse, Neigung, Begabung und Fähigkeit
für das Berufsleben und zum Übertritt in mittlere
Schulen oder in höhere Schulen zu befähigen.

L e h r p l a n d e r V o l k s s c h u l e
§ 10. (1) Im Lehrplan (§ 6) der Vorschulstufe

sind als verbindliche Übungen vorzusehen: Reli-
gion, Sprache und Sprechen, mathematische Früh-
erziehung, Sachbegegnung, Verkehrserziehung,
Bildnerisches Gestalten, Singen und Musizieren,
Rhythmisch musikalische Erziehung, Spiel, Werk-
erziehung, Leibesübungen.

(2) Im Lehrplan (§ 6) der Grundschule sind vor-
zusehen:

a) als Pflichtgegenstände: Religion, Lesen,
Schreiben, Deutsch, Sachunterricht (Heimat-
und Naturkunde), Mathematik, Musikerzie-
hung, Bildnerische Erziehung, Werkerzie-
hung (für Knaben und Mädchen gemeinsam
oder getrennt), Leibesübungen,

b) als verbindliche Übungen: Verkehrserzie-
hung und in der 3. und 4. Schulstufe (für
Schüler, die für den zweisprachlichen Unter-
richt an Volksschulen für sprachliche Min-
derheiten angemeldet sind, als unverbindliche
Übung) eine lebende Fremdsprache.

(3) Im Lehrplan (§ 6) der Oberstufe sind als
Pflichtgegenstände vorzusehen: Religion, Deutsch,
Lebende Fremdsprache, Geschichte und Sozial-
kunde, Geographie und Wirtschaftskunde, Mathe-
matik, Geometrisches Zeichnen, Biologie und
Umweltkunde, Physik und Chemie, Musikerzie-
hung, Bildnerische Erziehung, Werkerziehung (für
Knaben und Mädchen gemeinsam oder getrennt),
Hauswirtschaft (für Mädchen), Leibesübungen. Die
Bildungs- und Lehraufgaben sowie der Lehrstoff
der einzelnen Pflichtgegenstände haben sich je
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nach den örtlichen Gegebenheiten am Lehrplan der
Hauptschule (§ 16) zu orientieren. Als Freigegen-
stände sind Kurzschrift und Maschinschreiben vor-
zusehen."

6. § 11 Abs. 1 und 3 hat zu lauten:

„(1) Die Volksschule umfaßt in der Grundschule
die Vorschulstufe sowie vier Schulstufen und bei
Bedarf in der Oberstufe vier Schulstufen, denen —
soweit die Schülerzahl dies zuläßt — jeweils eine
Klasse zu entsprechen hat."

„(3) Bei zu geringer Schülerzahl kann statt der
Vorschulklasse eine Vorschulgruppe vorgesehen
werden."

7. § 12 Abs. 2 und 3 hat zu lauten:
„(2) Ferner sind an den Volksschulen nach Mög-

lichkeit Vorschulklassen (Vorschulgruppen) einzu-
richten. Vorschulklassen sind an allen Schultagen,
Vorschulgruppen an zwei oder drei Schultagen
einer Woche zu führen.

(3) Über die Organisationsform gemäß Abs. 1
entscheidet nach den örtlichen Erfordernissen die
nach dem Ausführungsgesetz zuständige Behörde
nach Anhörung des Schulerhalters, des Bezirks-
schulrates (Kollegium) und des Landesschulrates
(Kollegium)."

8. § 14 hat zu lauten:

„ K l a s s e n s c h ü l e r z a h l
§ 14. (1) Die Zahl der Schüler in einer Volks-

schulklasse — ausgenommen die Vorschulklasse —
darf 30 nicht übersteigen und 10 nicht unterschrei-
ten; sofern hievon aus besonderen Gründen (zB zur
Erhaltung von Schulstandorten oder der höheren
Schulorganisation) ein Abweichen erforderlich ist,
hat darüber die nach dem Ausführungsgesetz
zuständige Behörde nach Anhörung des Schuler-
halters, des Bezirksschulrates und des Landesschul-
rates zu entscheiden.

(2) Die Zahl der Schüler in einer Vorschulklasse
darf 10, in einer Vorschulgruppe mit einem Unter-
richt an drei Schultagen je Woche 7 und an einer
Vorschulgruppe mit einem Unterricht an zwei
Schultagen je Woche 4 nicht unterschreiten und in
einer Vorschulklasse 20 nicht überschreiten.

(3) Die Ausführungsgesetzgebung hat zu bestim-
men, bei welcher Schulerzahl der Unterricht in
Werkerziehung, Hauswirtschaft und Leibesübun-
gen sowie in Lebender Fremdsprache statt für die
gesamte Klasse in Schülergruppen zu erteilen ist.
Die Schülerzahl, bei welcher der Unterricht in
Schülergruppen zu erteilen ist, darf für den Unter-
richt in Werkerziehung 20, in Hauswirtschaft 16, in
Leibesübungen und in Lebender Fremdsprache 30
nicht unterschreiten; dies gilt nicht für die Tren-
nung des Unterrichtes in Leibesübungen nach
Geschlechtern. Die Ausführungsgesetzgebung kann
vorsehen, daß in den Pflichtgegenständen Werker-
ziehung, Hauswirtschaft und Leibesübungen Schü-
ler mehrerer Klassen einer oder mehrerer Schulen

zusammengefaßt werden können, soweit die auf
Grund des Abs. 1 und des ersten Satzes dieses
Absatzes bestimmte Schülerzahl nicht überschritten
wird."

9. § 15 hat zu lauten:

" A u f g a b e d e r H a u p t s c h u l e
§ 15. (1) Die Hauptschule schließt an die 4. Stufe

der Volksschule an und hat die Aufgabe, in einem
vierjährigen Bildungsgang eine grundlegende All-
gemeinbildung zu vermitteln sowie den Schüler je
nach Interesse, Neigung, Begabung und Fähigkeit
für das Berufsleben und zum Übertritt in mittlere
Schulen oder in höhere Schulen zu befähigen.

(2) Die Schüler sind in den Pflichtgegenständen
Deutsch, Lebende Fremdsprache und Mathematik
durch die Einrichtung von Leistungsgruppen zu
fördern. In der Regel sind drei, mindestens jedoch
zwei Leistungsgruppen zu führen."

10. Im § 16 Abs. 1 hat die Wendung „Kurz-
schrift," zu entfallen.

11. § 16 Abs. 2 bis 4 hat zu lauten:
„(2) Für den Unterricht in Deutsch, Mathematik

und Lebender Fremdsprache sind drei Leistungs-
gruppen vorzusehen. Die Anforderungen der höch-
sten Leistungsgruppe haben jenen der Unterstufe
der allgemeinbildenden höheren Schule zu entspre-
chen.

(3) Als Freigegenstände sind im Lehrplan Latein,
Kurzschrift und Maschinschreiben vorzusehen.

(4) Im Lehrplan für Sonderformen der Haupt-
schule (§ 19) ist auf den Schwerpunkt der Ausbil-
dung Bedacht zu nehmen."

12. § 17 hat zu lauten:

„ A u f n a h m s v o r a u s s e t z u n g e n

§ 17. (1) Die Aufnahme in die Hauptschule setzt
den erfolgreichen Abschluß der 4. Stufe der Volks-
schule voraus.

(2) Die Aufnahme in eine Hauptschule unter
besonderer Berücksichtigung der musischen oder
der sportlichen Ausbildung setzt die im Hinblick
auf die besondere Aufgabe der Sonderform erfor-
derliche Eignung voraus, die durch eine Eignungs-
prüfung festzustellen ist."

13. Die §§ 18 und 19 haben zu lauten:

„Aufbau d e r H a u p t s c h u l e

§ 18. (1) Die Hauptschule umfaßt vier Schulstu-
fen (5. bis 8. Schulstufe).

(2) Die Schüler der Hauptschule sind ohne
Berücksichtigung ihrer Leistungsfähigkeit in Klas-
sen zusammenzufassen. Jeder Schulstufe hat eine
Klasse zu entsprechen.

(3) Die Schüler jeder Schulstufe sind in den
Pflichtgegenständen Deutsch, Mathematik und
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Lebende Fremdsprache entsprechend der Einstu-
fung in Leistungsgruppen nach Möglichkeit in
Schülergruppen (§21 Abs. 2) zusammenzufassen.

S o n d e r f o r m e n d e r H a u p t s c h u l e

§ 19. Als Sonderformen können Hauptschulen
oder einzelne ihrer Klassen unter besonderer
Berücksichtigung der musischen oder der sportli-
chen Ausbildung geführt werden."

14. § 21 hat zu lauten:

„ K l a s s e n s c h ü l e r z a h l

§ 21. (1) Die Klassenschülerzahl an der Haupt-
schule darf 33 nicht übersteigen und soll 20 nicht
unterschreiten; sofern hievon aus besonderen
Gründen (z. B. zur Erhaltung von Schulstandorten
oder der höheren Schulorganisation) ein Abwei-
chen erforderlich ist, hat darüber die nach dem
Ausführungsgesetz zuständige Behörde nach Anhö-
rung des Schulerhalters, des Bezirksschulrats und
des Landesschulrat« zu entscheiden.

(2) Die Ausführungsgesetzgebung hat zu bestim-
men, bei welcher Schülerzahl im Hinblick auf die
Leistungsgruppen in Deutsch, Mathematik und
Lebender Fremdsprache eigene Schülergruppen
einzurichten sind. Die Schülerzahl in den Schüler-
gruppen darf 30 nicht überschreiten und im Durch-
schnitt 15 nicht unterschreiten. Auf jeder Schulstufe
und in jedem Pflichtgegenstand darf die Anzahl der
Schülergruppen die Anzahl der Klassen um 1, ab
6 Klassen um 2 überschreiten. Zwei Schülergrup-
pen dürfen auch eingerichtet werden, wenn die
Zahl der Schüler auf einer Schulstufe einer Haupt-
schule 20 nicht unterschreitet.

(3) Die Ausführungsgesetzgebung hat ferner zu
bestimmen, bei welcher Schülerzahl der Unterricht
in Werkerziehung und Hauswirtschaft statt für die
gesamte Klasse in Schülergruppen zu erteilen ist.
Die Schülerzahl, bei welcher der Unterricht in
Schülergruppen zu erteilen ist, darf für den Unter-
richt in Werkerziehung 20 und in Hauswirtschaft
16 nicht unterschreiten. Die Ausführungsgesetzge-
bung kann vorsehen, daß in den Pflichtgegenstän-
den Werkerziehung und Hauswirtschaft sowie bei
der Trennung nach Geschlechtern in Leibesübun-
gen Schüler mehrerer Klassen einer oder mehrerer
Schulen zusammengefaßt werden können."

15. Die §§ 22 und 23 haben zu lauten:

„ A u f g a b e d e r S o n d e r s c h u l e

§ 22. Die Sonderschule in ihren verschiedenen
Arten hat physisch oder psychisch behinderte Kin-
der in einer ihrer Behinderungsart entsprechenden
Weise zu fördern, ihnen nach Möglichkeit eine den
Volksschulen oder Hauptschulen oder Polytechni-
schen Lehrgängen entsprechende Bildung zu ver-
mitteln und ihre Eingliederung in das Arbeits- und
Berufsleben vorzubereiten. Sonderschulen, die

unter Bedachtnahme auf den Lehrplan der Haupt-
schule geführt werden, haben den Schüler je nach
Interesse, Neigung, Begabung und Fähigkeit auch
zum Übertritt in mittlere oder in höhere Schulen zu
befähigen.

L e h r p l a n d e r S o n d e r s c h u l e

§ 23. Die Lehrpläne (§ 6) der einzelnen Arten der
Sonderschule sind unter Bedachtnahme auf die Bil-
dungsfähigkeit der Schüler und unter Anwendung
der Vorschriften über den Lehrplan der Volks-
schule oder der Hauptschule oder des Polytechni-
schen Lehrganges zu erlassen. An Sonderschulen
für körperbehinderte Kinder ist der Unterricht in
Leibesübungen als verbindliche oder unverbindliche
Übung vorzusehen. Zusätzlich sind der Behinde-
rung der Schüler entsprechende Unterrichtsgegen-
stände sowie therapeutische und funktionelle
Übungen vorzusehen."

16. § 24 hat zu lauten:

„Aufbau d e r S o n d e r s c h u l e

§ 24. (1) Die Sonderschule umfaßt acht, im Falle
der Einbeziehung des Polytechnischen Lehrganges
neun Schulstufen. Die Einteilung der Klassen rich-
tet sich nach dem Alter und der Bildungsfähigkeit
der Schüler; hiebei sind die Vorschriften über den
Aufbau der Volksschule (§ 11), der Hauptschule
(§ 18) und des Polytechnischen Lehrganges (§ 30)
insoweit sinngemäß anzuwenden, als dies die Auf-
gabe der Sonderschule zuläßt. Sofern der Schüler
auf der betreffenden Schulstufe in den Unterrichts-
gegenständen Deutsch und Mathematik nicht ent-
sprechend gefördert werden kann, ist die Teil-
nahme am Unterricht der nächstniedrigeren oder
nächsthöheren Schulstufe zu ermöglichen.

(2) Ferner sind an den Sonderschulen, die nach
dem Lehrplan der Volksschule geführt werden,
nach Möglichkeit Vorschulklassen (Vorschulgrup-
pen) einzurichten. Vorschulklassen sind an allen
Tagen, Vorschulgruppen an drei Schultagen einer
Woche zu führen."

17. § 25 Abs. 1, 3 und 6 hat zu lauten:

„(1) Sonderschulen sind je nach den örtlichen
Erfordernissen selbständig oder als Sonderschul-
klassen, die einer Volks- oder Hauptschule oder
einem Polytechnischen Lehrgang oder einer Son-
derschule anderer Art angeschlossen sind, zu füh-
ren. Ferner können in einer Sonderschulklasse
Abteilungen eingerichtet werden, die verschiedenen
Sonderschularten entsprechen."

„(3) Die im Abs. 2 unter lit. b bis h angeführten
Sonderschulen tragen unter Bedachtnahme auf den
Lehrplan, nach dem sie geführt werden, die
Bezeichnung „Volksschule", „Hauptschule" bzw.
„Polytechnischer Lehrgang" in den Fällen der lit. b
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bis g unter Beifügung der Art der Behinderung;
dies gilt sinngemäß für derartige Sonderschulklas-
sen."

„(6) An Volks-, Haupt- und Sonderschulen
sowie an Polytechnischen Lehrgängen können the-
rapeutische und funktioneile Übungen in Form von
Kursen durchgeführt werden. Ferner können für
Schüler an Volks- und Hauptschulen, bezüglich
deren ein Verfahren gemäß § 8 des Schulpflichtge-
setzes, BGBl. Nr. 241/1962, eingeleitet wurde, für
die Überprüfung der Sonderschulbedürftigkeit
Kurse durchgeführt werden."

18. § 27 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Zahl der Schüler in einer Klasse in einer
Sonderschule für blinde Kinder, einer Sonderschule
für Gehörlose und einer Sonderschule für schwerst-
behinderte Kinder darf 10, die Zahl der Schüler in
einer Klasse einer Sonderschule für sehbehinderte
Kinder, einer Sonderschule für schwerhörige Kin-
der und einer Heilstättenschule darf 12 und die
Zahl der Schüler in einer Klasse einer sonstigen
Sonderschule darf 16 nicht übersteigen."

19. Dem § 27 sind folgende Abs. 4 und 5 anzufü-
gen:

„(4) Die Zahl der Schüler in einer Vorschul-
klasse darf 8 nicht unterschreiten und die Zahl
gemäß Abs. 1 nicht übersteigen. In einer Vorschul-
gruppe darf die Zahl der Schüler 4 nicht unter-
schreiten.

(5) An den im § 25 Abs. 3 genannten Sonder-
schulen mit dem Lehrplan der Hauptschule oder
des Polytechnischen Lehrganges sind in Pflichtge-
genständen mit Leistungsgruppen Schülergruppen
einzurichten, deren Zahl die Anzahl der Klassen
der betreffenden Behinderungsart auf einer Schul-
stufe um 1 überschreiten darf. Die durchschnittli-
che Mindestzahl der Schüler für die Einrichtung
von Schülergruppen ist unter Bedachtnahme auf die
Behinderungsart und die Anforderungen im betref-
fenden Pflichtgegenstand sowie die regionalen Ver-
hältnisse festzulegen. Die Höchstzahl der Schüler
in einer Schülergruppe darf die im Abs. 1 genann-
ten Zahlen nicht übersteigen."

19 a. Dem § 28 Abs. 2 ist folgender Satz anzu-
fügen :

„In der Regel sind drei, mindestens jedoch zwei
Leistungsgruppen zu führen."

20. § 29 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Für den Unterricht in Deutsch und Mathe-
matik sind drei Leistungsgruppen vorzusehen."

21. § 30 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Die Schüler mehrerer Klassen sind in den
Pflichtgegenständen Deutsch und Mathematik ent-
sprechend der Einstufung in Leistungsgruppen
nach Möglichkeit in Schülergruppen (§ 33 Abs. 2)
zusammenzufassen."

22. § 33 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Ausführungsgesetzgebung hat zu
bestimmen, bei welcher Schülerzahl im Hinblick
auf die Leistungsgruppen in Deutsch und Mathe-
matik eigene Schülergruppen einzurichten sind. Die
Schülerzahl in den Schülergruppen darf 30 nicht
überschreiten und im Durchschnitt 15 nicht unter-
schreiten. Die Anzahl der Schülergruppen in den
einzelnen Pflichtgegenständen darf die Anzahl der
Klassen um 1, ab 6 Klassen um 2 und ab 11 Klassen
um 3 überschreiten. Zwei Schülergruppen dürfen
auch eingerichtet werden, wenn die Zahl der Schü-
ler am betreffenden Polytechnischen Lehrgang 20
nicht unterschreitet."

23. § 35 Abs. 1 und 2 hat zu lauten:

„(1) Die allgemeinbildenden höheren Schulen
mit Unter- und Oberstufe schließen an die 4. Stufe
der Volksschule an und umfassen acht Schulstufen
(5. bis 12. Schulstufe); die Unterstufe und die
Oberstufe umfassen je vier Schulstufen.

(2) Das Oberstufenrealgymnasium schließt an
die 8. Schulstufe an und umfaßt eine vierjährige
Oberstufe (9. bis 12. Schulstufe). Eine einjährige
Übergangsstufe kann eingerichtet werden."

24. § 37 Abs. 2 und 4 hat zu lauten:

„(2) Das Aufbaugymnasium und das Aufbaureal-
gymnasium umfassen eine vierjährige Oberstufe;
eine einjährige Übergangsstufe kann eingerichtet
werden. Sie sind vornehmlich für Schüler bestimmt,
die nach erfolgreichem Abschluß der acht Schulstu-
fen der Volksschule das Bildungsziel einer allge-
meinbildenden höheren Schule erreichen wollen.
Bei größeren Altersunterschieden sind gesonderte
Klassen zu führen."

„(4) Für Beamte und Vertragsbedienstete in
Unteroffiziersfunktion, für zeitverpflichtete Solda-
ten sowie für Wehrpflichtige, die den freiwillig ver-
längerten Grundwehrdienst leisten, kann an der
Theresianischen Militärakademie ein Realgymna-
sium für Berufstätige in einer gegenüber dem im
Abs. 3 genannten Ausmaß verringerten Dauer
geführt werden."

25. § 39 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Eine unterschiedliche Gestaltung der Lehr-
pläne der Unterstufe der allgemeinbildenden höhe-
ren Schulen und der Hauptschule darf den Über-
tritt von Hauptschülern in die allgemeinbildende
höhere Schule (§ 40 Abs. 2 und 3) nicht erschwe-
ren; § 16 Abs. 2 zweiter Satz ist anzuwenden."

26. § 40 hat zu lauten:

„ A u f n a h m s v o r a u s s e t z u n g e n

§ 40. (1) Die Aufnahme in die 1. Klasse einer all-
gemeinbildenden höheren Schule setzt voraus, daß
die vierte Stufe der Volksschule erfolgreich abge-
schlossen wurde und die Beurteilung in Deutsch,
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Lesen sowie Mathematik für die vierte Schulstufe
mit „Sehr gut" oder „Gut" erfolgte; die Beurtei-
lung mit „Befriedigend" in diesen Pflichtgegenstän-
den steht der Aufnahme nicht entgegen, sofern die
Schulkonferenz der Volksschule feststellt, daß der
Schüler auf Grund seiner sonstigen Leistungen mit
großer Wahrscheinlichkeit den Anforderungen der
allgemeinbildenden höheren Schule genügen wird.
Aufnahmsbewerber, die diese Voraussetzung nicht
erfüllen, haben eine Aufnahmsprüfung abzulegen.

(2) Schüler der Hauptschule, deren Jahreszeug-
nis für die 1., 2. oder 3. Klasse den Vermerk ent-
hält, daß sie im nächsten Unterrichtsjahr in den lei-
stungsdifferenzierten Pflichtgegenständen die
höchste Leistungsgruppe zu besuchen haben, und in
den übrigen Pflichtgegenständen eine Beurteilung
aufweist, die nicht schlechter als „Befriedigend" ist,
sind berechtigt, zu Beginn des folgenden Schuljah-
res in die 2., 3. bzw. 4. Klasse einer allgemeinbil-
denden höheren Schule überzutreten. Aufnahmsbe-
werber, die diese Voraussetzung nicht erfüllen,
haben aus jenen Pflichtgegenständen, in denen die
Voraussetzungen nicht erfüllt werden, eine Auf-
nahmsprüfung abzulegen; eine Aufnahmsprüfung
entfällt, sofern das Jahreszeugnis die Feststellung
enthält, daß die Schulstufe „mit ausgezeichnetem
Erfolg" abgeschlossen wurde (§ 22 Abs. 2 lit. g des
Schulunterrichtsgesetzes, BGBl. Nr 139/1974).
Eine Aufnahmsprüfung ist jedenfalls in der Fremd-
sprache abzulegen, die der Schüler bisher nicht
besucht hat, wenn diese in der angestrebten Klasse
der allgemeinbildenden höheren Schule weiterfüh-
rend unterrichtet wird.

(3) Schüler der Hauptschule, deren Jahreszeug-
nis für die 4. Klasse in den leistungsdifferenzierten
Pflichtgegenständen in der höchsten Leistungs-
gruppe eine positive Beurteilung oder in der mittle-
ren Leistungsgruppe keine schlechtere Beurteilung
als „Gut" und in den übrigen Pflichtgegenständen
eine Beurteilung aufweist, die nicht schlechter als
„Befriedigend" ist, sind berechtigt, am Beginn des
folgenden Schuljahres in die 5. Klasse einer allge-
meinbildenden höheren Schule überzutreten. Auf-
nahmsbewerber, die diese Voraussetzungen nicht
erfüllen, haben aus jenen Pflichtgegenständen, in
denen die Voraussetzungen nicht erfüllt werden,
eine Aufnahmsprüfung abzulegen; eine Aufnahms-
prüfung entfällt, sofern das Jahreszeugnis die Fest-
stellung enthält, daß die Schulstufe „mit ausge-
zeichnetem Erfolg" abgeschlossen wurde (§ 22
Abs. 2 lit. g des Schulunterrichtsgesetzes). Eine
Aufnahmsprüfung ist jedenfalls in der Fremdspra-
che abzulegen, die der Schüler bisher nicht besucht
hat, wenn diese in der angestrebten Klasse der all-
gemeinbildenden höheren Schule weiterführend
unterrichtet wird.

(4) Schüler der Volksschuloberstufe haben vor
Aufnahme in die allgemeinbildende höhere Schule
eine Aufnahmsprüfung abzulegen.

(5) Die Aufnahme in ein Aufbaugymnasium oder
Aufbaurealgymnasium erfordert die Erfüllung der
in den Abs. 3 und 4 und im § 37 Abs. 2 genannten
Voraussetzungen; die Ablegung einer Aufnahms-
prüfung entfällt bei erfolgreichem Abschluß der
Übergangsstufe. Die Aufnahme in ein Gymnasium
für Berufstätige oder Realgymnasium für Berufstä-
tige erfordert die Erfüllung der im § 37 Abs. 3
genannten Voraussetzungen. Für die Aufnahme in
eine Sonderform gemäß § 37 Abs. 1 Z 3 und 4 gel-
ten die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 sinngemäß,
wobei die Aufnahme in Schulen unter besonderer
Berücksichtigung der musischen oder der sportli-
chen Ausbildung, die im Hinblick auf die besondere
Aufgabe der Sonderform erforderliche Eignung,
welche durch eine Eignungsprüfung festzustellen
ist, voraussetzt."

27. § 41 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Der Bildungsgang der allgemeinbildenden
höheren Schulen wird durch die Reifeprüfung
abgeschlossen."

28. Der bisherige Wortlaut des § 46 ist als Abs. 1
zu bezeichnen. Als neuer Abs. 2 ist anzufügen:

„(2) Die Schüler sind im betriebswirtschaftlichen
und fachtheoretischen Unterricht durch die Ein-
richtung von Leistungsgruppen zu fördern, sofern
hiefür eigene Schülergruppen gemäß den auf
Grund des §51 Abs. 3 erlassenen Ausführungsge-
setzen einzurichten sind."

29. Im § 47 haben an die Stelle des Abs. 3 fol-
gende Abs. 3 und 4 zu treten:

„(3) In einem, zwei oder drei Pflichtgegenstän-
den im Bereich des betriebswirtschaftlichen und
fachtheoretischen Unterrichtes sind zwei Leistungs-
gruppen vorzusehen. Hievon hat eine Leistungs-
gruppe die zur Erfüllung der Aufgabe der Berufs-
schule notwendigen Erfordernisse und die andere
ein erweitertes oder vertieftes Bildungsangebot zu
vermitteln.

(4) Ferner sind im Lehrplan Leibesübungen als
unverbindliche Übung und eine lebende Fremd-
sprache als Freigegenstand vorzusehen."

30. § 48 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) § 11 Abs. 2 findet Anwendung."

31. § 49 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) An den lehrgangsmäßigen Berufsschulen ist
eine Unterbrechung des Lehrganges zu Weihnach-
ten, aus Anlaß von Semesterferien und zu Ostern
zulässig; der Lehrgang ist insoweit zu verlängern,
als durch diese Unterbrechung, allenfalls im
Zusammenhang mit anderen schulfreien Tagen, die
im Lehrplan vorgesehene Zahl der Unterrichtsstun-
den für die jeweilige Schulstufe um mehr als ein
Zehntel unterschritten würde."
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32. Dem § 51 ist folgender Abs. 3 anzufügen:

„(3) Die Ausführungsgesetzgebung hat zu
bestimmen, bei welcher Schülerzahl Schülergrup-
pen im Hinblick auf die Führung von Leistungs-
gruppen zu bilden sind. Die Schülerzahl, bei wel-
cher zwei Schülergruppen zu bilden sind, darf 20
nicht unterschreiten; darüber hinaus darf jeweils
eine weitere Schülergruppe bei mindestens 20 Schü-
lern vorgesehen werden. Die Zahl der Schülergrup-
pen darf an ganzjährigen und saisonmäßigen
Berufsschulen die Anzahl der Parallelklassen (alle
Klassen für einen Lehrberuf oder eine Gruppe von
Lehrberufen auf einer Stufe) um nicht mehr als 1,
ab 5 Parallelklassen um nicht mehr als 2, ab
10 Klassen um nicht mehr als 3, ab 15 Klassen um
nicht mehr als 4 und ab 20 Klassen um nicht mehr
als 5, an lehrgangsmäßigen Berufsschulen die
Anzahl der Parallelklassen (die Klassen für einen
Lehrberuf oder eine Gruppe von Lehrberufen eines
Lehrganges auf einer Stufe) um nicht mehr als 1, ab
6 Parallelklassen um nicht mehr als 2, ab 11 Klassen
um nicht mehr als 3 und ab 16 Klassen um nicht
mehr als 4 übersteigen."

33. Im § 59 Abs. 1 hat an die Stelle des Punktes
ein Strichpunkt zu treten und ist anzufügen:

„d) Speziallehrgänge für Personen, die eine mitt-
lere oder höhere Schule erfolgreich abge-
schlossen oder die Lehrabschlußprüfung
erfolgreich abgelegt haben, zur Vermittlung
einer Spezialausbildung oder Ergänzung
ihrer Fachausbildung.

Die Lehrgänge und Kurse können auch als Schulen
für Berufstätige geführt werden."

34. § 59 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Darüber hinaus können gewerbliche und
technische Fachschulen, Lehrgänge und Kurse als
Sonderformen unter besonderer Berücksichtigung
der Erfordernisse bestimmter Wirtschaftszweige
geführt werden, für deren Lehrpläne die Bestim-
mungen des § 58 Abs. 4 und des § 60 Abs. 2 sinnge-
mäß anzuwenden sind."

35. Im § 61 Abs. 1 hat an die Stelle des Punktes
ein Strichpunkt zu treten und ist anzufügen:

„c) Speziallehrgänge für Personen, die eine mitt-
lere oder höhere Schule erfolgreich abge-
schlossen oder die Lehrabschlußprüfung
erfolgreich abgelegt haben, zur Vermittlung
einer Spezialausbildung oder Ergänzung
ihrer Fachausbildung mit der Dauer bis zu
zwei Jahren. Die Speziallehrgänge können
auch als Schulen für Berufstätige geführt
werden. Für den Lehrplan sind die Bestim-
mungen des § 60 Abs. 2 nach den Erforder-
nissen der Ausbildung sinngemäß anzuwen-
den."

36. Im § 62 haben die Abs. 4 und 5 zu entfallen
und ist Abs. 6 als Abs. 4 zu bezeichnen.

37. Nach § 62 ist folgender § 62a einzufügen:

„ S o n d e r f o r m e n d e r F a c h s c h u l e für
w i r t s c h a f t l i c h e F r a u e n b e r u f e s o w i e

L e h r g ä n g e u n d K u r s e

§ 62 a. (1) Als Sonderformen der Fachschule für
wirtschaftliche Frauenberufe können geführt wer-
den:

a) Lehrgänge und Kurse zur Aus- und Weiter-
bildung mit einer Dauer bis zu einem Jahr;

b) Speziallehrgänge können für Personen, die
eine mittlere oder höhere Schule erfolgreich
abgeschlossen oder die Lehrabschlußprüfung
erfolgreich abgelegt haben, zur Vermittlung
einer Spezialausbildung oder Ergänzung
ihrer Fachausbildung mit einer Dauer bis zu
einem Jahr geführt werden. Die Speziallehr-
gänge können auch als Schulen für Berufstä-
tige eingerichtet werden. Für den Lehrplan
sind die Bestimmungen des Abs. 3 nach den
Erfordernissen der Ausbildung sinngemäß
anzuwenden.

(2) Für die Lehrpläne sind die Bestimmungen des
§ 62 Abs. 3 nach den Erfordernissen der betreffen-
den Ausbildung sinngemäß anzuwenden."

38. Nach § 63 ist folgender § 63 a einzufügen:

„ S o n d e r f o r m e n d e r F a c h s c h u l e für
S o z i a l b e r u f e s o w i e L e h r g ä n g e u n d

K u r s e

§ 63 a. (1) Als Sonderformen der Fachschule für
Sozialberufe können geführt werden:

a) Lehrgänge und Kurse zur Ausbildung auf
verschiedenen sozialen Gebieten mit einer
Dauer bis zu zwei Jahren,

b) Speziallehrgänge können für Personen, die
eine Ausbildung auf sozialberuflichem Gebiet
erfolgreich abgeschlossen haben, zur Ver-
mittlung einer Spezialausbildung mit einer
Dauer bis zu zwei Jahren geführt werden.
Für den Lehrplan sind die Bestimmungen des
Abs. 4 nach den Erfordernissen der Ausbil-
dung sinngemäß anzuwenden.

(2) Fachschulen für Sozialberufe (einschließlich
der Lehrgänge und Kurse sowie der Speziallehr-
gänge) können auch als Schulen für Berufstätige
geführt werden.

(3) Für das Aufnahmealter sind die Bestimmun-
gen des § 63 Abs. 3, für die Lehrpläne jene des § 63
Abs. 4 nach den Erfordernissen der jeweiligen Aus-
bildung sinngemäß anzuwenden."

39. § 65 hat zu lauten:

„Aufgabe der berufsbildenden
h ö h e r e n Schulen

§ 65. Die berufsbildenden höheren Schulen
haben die Aufgabe, den Schülern eine höhere allge-

229
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meine und fachliche Bildung zu vermitteln, die sie
zur Ausübung eines gehobenen Berufes auf techni-
schem, gewerblichem, kunstgewerblichem, kauf-
männischem oder wirtschaftlich-frauenberuflichem
Gebiet befähigt und sie zugleich zur Hochschul-
reife zu führen."

40. § 66 Abs. 2 und 3 hat zu lauten:

„(2) Jeder Schulstufe hat ein Jahrgang, sofern die
Schulstufe ein Semester umfaßt, eine Klasse zu ent-
sprechen.

(3) Die Bestimmung des Abs. 1 gilt nicht für die
berufsbildenden höheren Schulen für Berufstätige,
Kollegs und Speziallehrgänge."

41. § 67 lit. a hat zu lauten:
„a) Höhere technische und gewerbliche (ein-

schließlich kunstgewerblicher) Lehranstal-
ten,".

42. Im § 73 Abs. 1 haben an die Stelle der lit. b
folgende lit. b und c zu treten:

„b) Kollegs, welche die Aufgabe haben, in einem
viersemestrigen Bildungsgang Absolventen
von höheren Schulen ergänzend das Bil-
dungsgut einer Höheren technischen oder
gewerblichen Lehranstalt zu vermitteln. Vor-
aussetzung für die Aufnahme ist die erfolgrei-
che Ablegung der Reifeprüfung einer allge-
meinbildenden höheren Schule oder einer
berufsbildenden höheren Schule anderer Art
oder Fachrichtung. Der Ausbildungsgang
wird durch eine Reifeprüfung abgeschlossen,
die auf jene Unterrichtsgegenstände bzw.
Lehrstoffe zu beschränken ist, die nicht im
wesentlichen bereits durch den vor dem
Besuch des Kollegs zurückgelegten Bildungs-
gang nachgewiesen sind. Kollegs können
auch als Schulen für Berufstätige, erforder-
lichenfalls unter Verlängerung der Ausbil-
dungsdauer, geführt werden.

c) Speziallehrgänge, welche die Aufgabe haben,
Personen, die eine höhere Schule oder im
betreffenden Fachbereich einen mittleren
Speziallehrgang erfolgreich abgeschlossen
haben, eine Spezialausbildung oder Ergän-
zung ihrer Fachausbildung zu vermitteln; sie
haben bis zu vier Semester zu umfassen. Die
Speziallehrgänge können auch als Schulen
für Berufstätige geführt werden."

43. § 73 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Lehrpläne der Höheren technischen
und gewerblichen Lehranstalten für Berufstätige
(Abs. 1 lit. a) haben sich unter Bedachtnahme auf
die besondere Aufgabe dieser Schulen im wesentli-
chen nach den Lehrplänen gemäß § 72 Abs. 5 zu
richten, wobei der Werkstättenunterricht oder son-
stige praktische Unterricht entfallen kann. Für die
Lehrpläne der Kollegs (Abs. 1 lit. b) gelten die
Bestimmungen des § 72 Abs. 5 mit der Maßgabe,

daß der Unterricht auf jene Unterrichtsgegenstände
bzw. Lehrstoffe zu beschränken ist, die nicht im
wesentlichen bereits in dem vor dem Besuch des
Kollegs zurückgelegten Bildungsgang vorgesehen
sind. Für die Lehrpläne der Speziallehrgänge
(Abs. 1 lit. c) sind die Bestimmungen des § 72
Abs. 5 nach den Erfordernissen der Ausbildung
sinngemäß anzuwenden, wobei je nach dem Ausbil-
dungsziel Einschränkungen für Absolventen
bestimmter Vorbildung vorgenommen werden kön-
nen."

44. Im § 75 Abs. 1 haben an die Stelle der lit. b
folgende lit. b und c zu treten:

„b) Kollegs, welche die Aufgabe haben, in einem
dreisemestrigen Bildungsgang Absolventen
von höheren Schulen ergänzend das Bil-
dungsgut einer Handelsakademie zu vermit-
teln. Voraussetzung für die Aufnahme ist die
erfolgreiche Ablegung der Reifeprüfung einer
allgemeinbildenden höheren Schule oder
einer berufsbildenden höheren Schule ande-
rer Art. Der Ausbildungsgang wird durch
eine Reifeprüfung abgeschlossen, die auf jene
Unterrichtsgegenstände bzw. Lehrstoffe zu
beschränken ist, die nicht im wesentlichen
bereits durch den vor dem Besuch des Kol-
legs zurückgelegten Bildungsgang nachge-
wiesen sind. Kollegs können auch als Schulen
für Berufstätige, erforderlichenfalls unter
Verlängerung der Ausbildungsdauer, geführt
werden.

c) Speziallehrgänge, welche die Aufgabe haben,
Personen, die eine höhere Schule oder im
betreffenden Fachbereich einen mittleren
Speziallehrgang erfolgreich abgeschlossen
haben, eine Spezialausbildung oder Ergän-
zung ihrer Fachausbildung zu vermitteln; sie
haben bis zu vier Semester zu umfassen. Die
Speziallehrgänge können auch als Schulen
für Berufstätige geführt werden."

45. § 75 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Lehrpläne der Handelsakademie für
Berufstätige (Abs. 1 lit. a) haben sich unter
Bedachtnahme auf die besondere Aufgabe dieser
Schule im wesentlichen nach den Lehrplänen
gemäß § 74 Abs. 2 zu richten. Für die Lehrpläne
der Kollegs (Abs. 1 lit. b) gelten die Bestimmungen
des § 74 Abs. 2 mit der Maßgabe, daß der Unter-
richt auf jene Unterrichtsgegenstände bzw. Lehr-
stoffe zu beschränken ist, die nicht im wesentlichen
bereits in dem vor dem Besuch des Kollegs zurück-
gelegten Bildungsgang vorgesehen sind. Für die
Lehrpläne der Speziallehrgänge (Abs. 1 lit. c) sind
die Bestimmungen des § 74 Abs. 2 nach den Erfor-
dernissen der Ausbildung sinngemäß anzuwenden,
wobei je nach dem Ausbildungsziel Einschränkun-
gen für Absolventen bestimmter Vorbildung vorge-
nommen werden können."
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46. Im § 77 Abs. 1 haben an die Stelle der lit. b
folgende lit. b und c zu treten:

„b) Kollegs, welche die Aufgaben haben, in
einem dreisemestrigen Bildungsgang Absol-
venten von höheren Schulen ergänzend das
Bildungsgut einer Höheren Lehranstalt für
wirtschaftliche Frauenberufe zu vermitteln.
Voraussetzung für die Aufnahme ist die
erfolgreiche Ablegung der Reifeprüfung einer
allgemeinbildenden höheren Schule oder
einer berufsbildenden höheren Schule ande-
rer Art. Der Ausbildungsgang wird durch
eine Reifeprüfung abgeschlossen, die auf jene
Unterrichtsgegenstände bzw. Lehrstoffe zu
beschränken ist, die nicht im wesentlichen
bereits durch den vor dem Besuch des Kol-
legs zurückgelegten Bildungsgang nachge-
wiesen sind. Kollegs können auch als Schulen
für Berufstätige, erforderlichenfalls unter
Verlängerung der Ausbildungsdauer, geführt
werden.

c) Speziallehrgänge, welche die Aufgabe haben,
Personen, die eine höhere Schule oder im
betreffenden Fachbereich einen mittleren
Speziallehrgang erfolgreich abgeschlossen
haben, eine Spezialausbildung oder Ergän-
zung ihrer Fachausbildung zu vermitteln; sie
haben bis zu vier Semester zu umfassen. Die
Speziallehrgänge können auch als Schulen
für Berufstätige geführt werden."

47. § 77 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Lehrpläne der Höheren Lehranstalten
für wirtschaftliche Frauenberufe für Berufstätige
(Abs. 1 lit. a) haben sich unter Bedachtnahme auf
die besondere Aufgabe dieser Schulen im wesentli-
chen nach den Lehrplänen gemäß § 76 Abs. 2 zu
richten. Für die Lehrpläne der Kollegs (Abs. 1 lit. b)
gelten die Bestimmungen des § 76 Abs. 2 mit der
Maßgabe, daß der Unterricht auf jene Unterrichts-
gegenstände bzw. Lehrstoffe zu beschränken ist,
die nicht im wesentlichen bereits in dem vor dem
Besuch des Kollegs zurückgelegten Bildungsgang
vorgesehen sind. Für die Lehrpläne der Speziallehr-
gänge (Abs. 1 lit. c) sind die Bestimmungen des § 76
Abs. 2 nach den Erfordernissen der Ausbildung
sinngemäß anzuwenden, wobei je nach dem Ausbil-
dungsziel Einschränkungen für Absolventen
bestimmter Vorbildung vorgenommen werden kön-
nen."

48. Dem § 80 ist folgender Satz anzufügen:
„Die Akademie für Sozialarbeit kann auch als

Schule für Berufstätige unter allfälliger entspre-
chender Verlängerung der Ausbildungsdauer
geführt werden."

49. § 82 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Bei besonderer Eignung für die berufliche
Tätigkeit auf dem Gebiete der Sozialarbeit, welche
durch die Ablegung einer Eignungsprüfung nach-

zuweisen ist, können auch Personen, und zwar in
den Vorbereitungslehrgang, aufgenommen werden,
die keine Reifeprüfung abgelegt haben, jedoch eine
über die Erfüllung der Schulpflicht hinausreichende
mindestens einjährige Schulbildung oder eine abge-
schlossene Berufsausbildung sowie in beiden Fällen
eine mindestens neunmonatige Praxis im Sozialbe-
reich mindestens im halben Ausmaß einer Vollbe-
schäftigung nachweisen können, wobei der Praxis-
nachweis bei einem geringeren Beschäftigungsaus-
maß durch entsprechend längere Praxisdauer
erbracht werden kann."

50. Im Teil C hat der bisherige Abschnitt I zu
entfallen, sind die bisherigen Abschnitte II bis VI
als Abschnitte I bis V zu bezeichnen und hat die
Überschrift des neuen Abschnittes I zu lauten:

„Bildungsanstalten für Kindergartenpädagogik"

51. Die §§ 94 bis 96 haben zu lauten:

„ A u f g a b e d e r B i l d u n g s a n s t a l t e n für
K i n d e r g a r t e n p ä d a g o g i k

§ 94. (1) Die Bildungsanstalten für Kindergarten-
pädagogik haben die Aufgabe, den Schülern jene
Berufsgesinnung sowie jenes Berufswissen und
Berufskönnen zu vermitteln, die für die Erfüllung
der Erziehungs- und Bildungsaufgaben in den Kin-
dergärten erforderlich sind, und sie zugleich zur
Hochschulreife zu führen.

(2) An den Bildungsanstalten für Kindergarten-
pädagogik können Schüler auch zu Erziehern an
Horten ausgebildet werden.

A u f b a u d e r B i l d u n g s a n s t a l t e n für
K i n d e r g a r t e n p ä d a g o g i k

§ 95. (1) Die Bildungsanstalten für Kindergarten-
pädagogik schließen an die 8. Schulstufe an und
umfassen fünf Schulstufen (9. bis 13. Schulstufe),
wobei jeder Schulstufe eine Klasse zu entsprechen
hat.

(2) Jeder Bildungsanstalt für Kindergartenpäd-
agogik ist ein Übungskindergarten, allenfalls auch
ein Übungshort einzugliedern. Darüber hinaus sind
geeignete Kindergärten, allenfalls auch Horte, als
Besuchskindergärten bzw. Besuchshorte vorzuse-
hen.

(3) An Bildungsanstalten für Kindergartenpäd-
agogik können nach Bedarf Lehrgänge für Sonder-
kindergartenpädagogik eingerichtet werden.

(4) Die Bildungsanstalten für Kindergartenpäd-
agogik sind höhere Schulen.

L e h r p l a n d e r B i l d u n g s a n s t a l t e n für
K i n d e r g a r t e n p ä d a g o g i k

§ 96. (1) Im Lehrplan (§ 6) der Bildungsanstalten
für Kindergartenpädagogik sind vorzusehen:

a) als Pflichtgegenstände: Religion, Pädagogik
(einschließlich Pädagogischer Psychologie,
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Pädagogischer Soziologie, Philosophie),
Heil- und Sonderpädagogik, Didaktik (insbe-
sondere Didaktik der Kindergartenerziehung
und Vorschulerziehung), Kindergartenpraxis,
Deutsch (einschließlich Sprecherziehung,
Kinder- und Jugendliteratur), eine lebende
Fremdsprache, Geschichte und Sozialkunde,
Geographie und Wirtschaftskunde, Rechts-
kunde, Mathematik, Physik, Chemie, Biolo-
gie und Umweltkunde, Gesundheitslehre,
Musikerziehung, Instrumentalmusik,
Rhythmisch-musikalische Erziehung, Bildne-
rische Erziehung, Werkerziehung, Leibeser-
ziehung;

b) als Pflichtgegenstände oder verbindliche
Übungen: ergänzende Unterrichtsveranstal-
tungen, die im Hinblick auf die künftige
Berufstätigkeit, im Falle des § 94 Abs. 2 insbe-
sondere auch auf die spätere Berufstätigkeit
im Hort, erforderlich sind.

(2) Für die Lehrpläne der Lehrgänge zur Ausbil-
dung in Sonderkindergartenpädagogik (§ 95
Abs. 3) sind die Bestimmungen des Abs. 1 mit der
Maßgabe anzuwenden, daß die im Hinblick auf das
Ausbildungsziel erforderlichen Ergänzungen und
die Vorbildung möglichen Einschränkungen vorzu-
nehmen sind."

52. In den §§ 97, 100 und 101 hat es jeweils statt
„Bildungsanstalt für Kindergärtnerinnen" „Bil-
dungsanstalt für Kindergartenpädagogik" und statt
„Bildungsanstalten für Kindergärtnerinnen" „Bil-
dungsanstalten für Kindergartenpädagogik" zu lau-
ten.

53. Die §§ 98 und 99 haben zu lauten:

„ R e i f e - u n d B e f ä h i g u n g s p r ü f u n g

§ 98. (1) Die Ausbildung an der Bildungsanstalt
für Kindergartenpädagogik schließt mit der Reife-
prüfung, die zugleich Befähigungsprüfung für Kin-
dergärten, im Falle des § 94 Abs. 2 Befähigungsprü-
fung für Kindergärten und Horte ist, ab.

(2) Die Lehrgänge zur Ausbildung in Sonderkin-
dergartenpädagogik (§ 95 Abs. 3) schließen mit der
Befähigungsprüfung für Sonderkindergärten ab.

(3) Die erfolgreiche Ablegung der Reifeprüfung
berechtigt zum Besuch einer Hochschule, für die
die Reifeprüfung Immatrikulationsvoraussetzung
ist, wobei nach den Erfordernissen der verschiede-
nen Studienrichtungen durch Verordnung des Bun-
desministers für Unterricht und Kunst im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Wissenschaft
und Forschung zu bestimmen ist, in welchen Fällen
Zusatzprüfungen zur Reifeprüfung abzulegen sind.

L e h r e r

§ 99. (1) Der Unterricht in den Klassen der Bil-
dungsanstalten für Kindergartenpädagogik ist
durch Fachlehrer zu erteilen.

(2) Für jede Bildungsanstalt für Kindergarten-
pädagogik sind ein Leiter, ein Abteilungsvorstand
für den Übungskindergarten und den Übungshort
und die erforderlichen weiteren Lehrer, für einen
eingegliederten Übungskindergarten die erforderli-
chen Übungskindergärtner und für einen allenfalls
eingegliederten Übungshort die erforderlichen
Übungshorterzieher zu bestellen.

(3) Die Bestimmungen der §§ 42 Abs. 3 und 123
Abs. 2 finden Anwendung."

54. Die §§ 102 bis 106 haben zu lauten:

„ A u f g a b e d e r B i l d u n g s a n s t a l t e n für
E r z i e h e r

§ 102. Die Bildungsanstalten für Erzieher haben
die Aufgabe, die Schüler zu Erziehern heranzubil-
den, die nach Berufsgesinnung, Berufswissen und
Berufskönnen geeignet sind, die Erziehungsaufga-
ben in Horten, Heimen und Tagesheimstätten für
Kinder und Jugendliche sowie in der außerschuli-
schen Jugendarbeit zu erfüllen, und sie zugleich zur
Hochschulreife zu führen.

A u f b a u d e r B i l d u n g s a n s t a l t e n für
E r z i e h e r

§ 103. (1) Die Bildungsanstalten für Erzieher
schließen an die 8. Schulstufe an und umfassen fünf
Schulstufen (9. bis 13. Schulstufe), wobei jeder
Schulstufe eine Klasse zu entsprechen hat.

(2) Für jede Bildungsanstalt für Erzieher sind
geeignete Einrichtungen zum Zwecke der prakti-
schen Einführung in die Berufstätigkeit vorzusehen.

(3) An Bildungsanstalten für Erzieher können
nach Bedarf Kollegs eingerichtet werden, welche
die Aufgabe haben, in einem viersemestrigen Bil-
dungsgang Absolventen von höheren Schulen zu
Erziehern auszubilden. Ferner können nach Bedarf
Lehrgänge zur Ausbildung von Erziehern zu Son-
dererziehern, zu Facherziehern oder zu Heimlei-
tern eingerichtet werden. Die Kollegs und Lehr-
gänge können auch als Schulen für Berufstätige,
erforderlichenfalls unter Verlängerung der Ausbil-
dungsdauer, geführt werden.

(4) Bildungsanstalten für Erzieher, welche außer
den im § 102 angeführten Aufgaben auch Aufgaben
einer Tatsachenforschung auf dem Gebiete der
Erziehung in Schülerheimen, Horten und Tages-
heimstätten sowie in der außerschulischen Jugend-
arbeit übernehmen sowie Lehrgänge zur Fortbil-
dung von Erziehern durchführen, sind als „Institut
für Heimerziehung" zu bezeichnen.

(5) Die Bildungsanstalten für Erzieher sind
höhere Schulen.
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L e h r p l a n d e r B i l d u n g s a n s t a l t e n für
E r z i e h e r

§ 104. (1) Im Lehrplan (§ 6) der Bildungsanstal-
ten für Erzieher sind vorzusehen:

a) als Pflichtgegenstände: Religion, Pädagogik
(einschließlich Pädagogischer Psychologie,
Pädagogischer Soziologie, Philosophie),
Heil- und Sonderpädagogik, Didaktik (insbe-
sondere Didaktik der Hort- und Heimerzie-
hung), Hort- und Heimpraxis, Deutsch (ein-
schließlich Sprecherziehung, Kinder- und
Jugendliteratur), eine lebende Fremdsprache,
Geschichte und Sozialkunde, Geographie
und Wirtschaftskunde, Rechtskunde, Mathe-
matik, Physik, Chemie, Biologie und
Umweltkunde, Gesundheitslehre, Musiker-
ziehung, Instrumentalmusik, Rhythmisch-
musikalische Erziehung, Bildnerische Erzie-
hung, Werkerziehung (für Knaben und Mäd-
chen gemeinsam oder getrennt), Leibeserzie-
hung;

b) als verbindliche Übungen: ergänzende Unter-
richtsveranstaltungen, die im Hinblick auf
künftige Berufstätigkeit erforderlich sind.

(2) Für die Lehrpläne der Kollegs (§ 103 Abs. 3)
gelten die Bestimmungen des Abs. 1 mit der Maß-
gabe, daß der Unterricht auf jene Unterrichtsge-
genstände bzw. Lehrstoffe zu beschränken ist, die
nicht im wesentlichen bereits in dem vor dem
Besuch des Kollegs zurückgelegten Bildungsgang
vorgesehen sind.

(3) Für die Lehrpläne der Lehrgänge (§ 103
Abs. 3) sind die Bestimmungen des Abs. 1 mit der
Maßgabe anzuwenden, daß die im Hinblick auf das
Ausbildungsziel erforderlichen Ergänzungen und
die Vorbildung möglichen Einschränkungen vorzu-
nehmen sind.

A u f n a h m s v o r a u s s e t z u n g e n

§ 105. (1) Die Aufnahme in eine Bildungsanstalt
für Erzieher setzt die erfolgreiche Erfüllung der
ersten acht Jahre der allgemeinen Schulpflicht und
die erfolgreiche Ablegung einer Eignungsprüfung
voraus.

(2) Die Aufnahme in ein Kolleg (§ 103 Abs. 3)
setzt die erfolgreiche Ablegung der Reifeprüfung
einer höheren Schule anderer Art und die erfolgrei-
che Ablegung einer Eignungsprüfung voraus.

(3) Die Aufnahme in Lehrgänge (§ 103 Abs. 3)
setzt die erfolgreiche Ablegung der Befähigungs-
prüfung für Erzieher voraus.

R e i f e - u n d B e f ä h i g u n g s p r ü f u n g

§ 106. (1) Die Ausbildung an der Bildungsanstalt
für Erzieher schließt mit der Reifeprüfung, die
zugleich Befähigungsprüfung für Erzieher ist, ab.

(2) Die Kollegs (§ 103 Abs. 3) schließen mit einer
Reife- und Befähigungsprüfung ab, die auf jene
Unterrichtsgegenstände bzw. Lehrstoffe zu
beschränken ist, die nicht im wesentlichen bereits
durch den vor dem Besuch des Kollegs zurückge-
legten Bildungsgang nachgewiesen sind.

(3) Die Lehrgänge (§ 103 Abs. 3) schließen mit
der Befähigungsprüfung für Sondererzieher,
Facherzieher bzw. Heimleiter ab.

(4) Die erfolgreiche Ablegung der Reifeprüfung
berechtigt zum Besuch der Hochschule, für die die
Reifeprüfung Immatrikulationsvoraussetzung ist,
wobei nach den Erfordernissen der verschiedenen
Studienrichtungen durch Verordnung des Bundes-
ministers für Unterricht und Kunst im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Wissenschaft und
Forschung zu bestimmen ist, in welchen Fällen
Zusatzprüfungen zur Reifeprüfung abzulegen
sind."

55. § 107 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Die Bestimmungen der §§ 42 Abs. 3 und 123
Abs. 2 finden Anwendung."

56. Im § 110, § 111 Abs. 4 lit. d und Abs. 5, § 113
Abs. 4 sowie §114 lit. d haben an die Stelle der
Worte „Stenotypie und Phonotypie" die Worte
„Stenotypie, Phonotypie und Textverarbeitung" zu
treten.

57. Dem § 111 ist folgender Abs. 7 anzufügen:
„(7) Für jede Berufspädagogische Akademie sind

geeignete Schulen in der erforderlichen Zahl als
Besuchsschulen zu bestimmen."

58. Im § 112 hat Abs. 1 zu lauten:

„(1) Im Lehrplan (§ 6) der Berufspädagogischen
Akademien sind als Pflichtgegenstände vorzusehen:

a) Humanwissenschaften (insbesondere Reli-
gionspädagogik, Erziehungswissenschaft,
Unterrichtswissenschaft, Pädagogische Psy-
chologie, Pädagogische Soziologie, Betriebs-
soziologie, Schulrecht, Biologische Grundla-
gen der Erziehung, Schulhygiene und
Gesundheitslehre);

b) Didaktik und Schulpraktische Ausbildung;
c) Fachwissenschaften und Fachdidaktik eines

oder mehrerer Gegenstände entsprechend
dem Ausbildungsziel der einzelnen Abteilun-
gen der Berufspädagogischen Akademie
(§111 Abs. 4);

d) ergänzende Studienveranstaltungen, die im
Hinblick auf die künftige Berufstätigkeit
erforderlich sind."

59. § 113 Abs. 1 lit. c hat zu lauten:
„c) für die fachlich-praktischen Unterrichtsge-

genstände: der erfolgreiche Abschluß der
achten Schulstufe sowie die erfolgreiche
Ablegung einer einschlägigen Meisterprüfung
oder eine gleichwertige einschlägige Befähi-
gung,".
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60. § 113 Abs. 3 lit. b hat zu lauten:
„b) für die fachlich-praktischen Unterrichtsge-

genstände: der erfolgreiche Abschluß der
achten Schulstufe sowie die erfolgreiche
Ablegung einer einschlägigen Meisterprüfung
oder eine gleichwertige einschlägige Befähi-
gung;"-

61. Im § 116 haben die Absatzbezeichnung „(1)"
und Abs. 2 zu entfallen.

62. § 119 Abs. 1, 2 und 7 haben zu lauten:

„(1) An den Pädagogischen Akademien können
Studiengänge für das Lehramt an Volksschulen, für
das Lehramt an Hauptschulen und Polytechnischen
Lehrgängen sowie für das Lehramt an Sonderschu-
len geführt werden.

(2) Die Studiengänge haben 6 Semester zu
umfassen."

„(7) Die Übungshauptschule umfaßt vier Schul-
stufen. Jede Schulstufe hat einer Klasse zu entspre-
chen. Die Schüler einer Schulstufe sind in den
Pflichtgegenständen Deutsch, Mathematik und
Lebende Fremdsprache entsprechend der Einstu-
fung in Leistungsgruppen nach Möglichkeit in
Schülergruppen, in den übrigen Unterrichtsgegen-
ständen ohne Berücksichtigung ihrer Leistungsfä-
higkeit in Klassen zusammenzufassen. Die Zahl der
Schüler in einer Klasse der Übungshauptschule darf
33 nicht übersteigen. Der Bundesminister für
Unterricht und Kunst hat nach den Erfordernissen
durch Verordnung zu bestimmen, bei welcher
Schülerzahl in den Unterrichtsgegenständen
Deutsch, Mathematik und Lebende Fremdsprache
eigene Schülergruppen einzurichten sind und der
Unterricht in Werkerziehung, Hauswirtschaft und
Leibesübungen statt für die gesamte Klasse in Schü-
lergruppen zu erteilen ist."

63. § 120 hat zu lauten:

„ L e h r p l a n d e r P ä d a g o g i s c h e n A k a -
d e m i e

§120. (1) Im Lehrplan aller im §119 Abs. 1
genannten Studiengänge sind folgende Pflichtge-
genstände vorzusehen:

a) Humanwissenschaften (insbesondere Reli-
gionspädagogik, Erziehungswissenschaft,
Unterrichtswissenschaft, Pädagogische Psy-
chologie, Pädagogische Soziologie, Biologi-
sche Grundlagen der Erziehung, Schulhy-
giene, Schulrecht);

b) Schulpraktische Ausbildung (insbesondere
Unterrichtsbesuche, Unterrichtsanalysen,
Lehrverhaltenstraining, Lehrübungen, Lehr-
und Unterrichtsbesprechungen, Stadt- und
Landschulpraktika; ferner ein außerschuli-
sches Erziehungspraktikum);

c) ergänzende Studienveranstaltungen, die im
Hinblick auf die künftige Berufstätigkeit
erforderlich sind (insbesondere Unterrichts-

technologie und Mediendidaktik, Politische
Bildung, Einführung in die Erwachsenenbil-
dung und in die außerschulische Jugenderzie-
hung).

(2) Im Lehrplan des Studienganges für das Lehr-
amt an Volksschulen sind neben den im Abs. 1
genannten Pflichtgegenständen folgende Pflichtge-
genstände vorzusehen:

a) Didaktik (insbesondere Didaktik der Vor-
schulstufe, Elementardidaktik sowie Didaktik
der in der Grundschule vorgesehenen Unter-
richtsgegenstände) ;

b) ergänzende Studienveranstaltungen, die im
Hinblick auf die künftige Berufstätigkeit als
Volksschullehrer erforderlich sind.

(3) Im Lehrplan des Studienganges für das Lehr-
amt an Hauptschulen und Polytechnischen Lehr-
gängen sind neben den im Abs. 1 genannten Pflicht-
gegenständen vorzusehen:

a) als alternativer Pflichtgegenstand: Deutsch
oder Mathematik oder Lebende Fremdspra-
che;

b) als alternativer Pflichtgegenstand die Fach-
wissenschaft eines bestimmten Gegenstandes
oder einer Gegenstandsgruppe der Haupt-
schule und (oder) des Polytechnischen Lehr-
ganges;

c) als Pflichtgegenstand die den in lit. a und b
genannten alternativen Pflichtgegenständen
entsprechenden Fachdidaktiken.

(4) Im Lehrplan des Studiengangs für das Lehr-
amt an Sonderschulen sind neben den im Abs. 1
genannten Pflichtgegenständen folgende Pflichtge-
genstände vorzusehen:

a) Didaktik (insbesondere Elementardidaktik
sowie Didaktik der in der Sonderschule vor-
gesehenen Unterrichtsgegenstände);

b) ergänzende Studienveranstaltungen, die im
Hinblick auf die künftige Berufstätigkeit als
Sonderschullehrer erforderlich sind;

c) schwerpunktmäßige Ausbildung für minde-
stens zwei Sonderschularten."

64. § 122 erster Satz hat zu lauten:

„Die Ausbildung an den Pädagogischen Akade-
mien schließt entsprechend dem Studiengang mit
der Lehramtsprüfung für Volksschulen, für Haupt-
schulen, für Polytechnische Lehrgänge oder für
Sonderschulen ab; sofern die Ausbildung im Lehr-
gang für Hauptschulen und Polytechnische Lehr-
gänge einen nur an einer dieser Schularten geführ-
ten Unterrichtsgegenstand erfaßt, hat sich die Lehr-
amtsprüfung auf diesen Bereich zu beschränken."

65. § 123 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Für jede Pädagogische Akademie sind ein
Direktor, ein Abteilungsvorstand für die Übungs-
schule sowie die erforderlichen weiteren Lehrer zu
bestellen. Sofern an einer Pädagogischen Akademie
neben dem Studiengang für das Lehramt an Volks-
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schulen ein Studiengang für das Lehramt an Haupt-
schulen und Polytechnischen Lehrgängen geführt
wird, ist für den zuletzt genannten Studiengang ein
Abteilungsvorstand zu bestellen; dieser Abteilungs-
vorstand kann auch mit der Betreuung eines Stu-
dienganges für das Lehramt an Sonderschulen an
der betreffenden Pädagogischen Akademie betraut
werden. Sofern sich die Übungsschule in eine
Übungsvolksschule und eine Übungshauptschule
mit jeweils mindestens paralleler Führung jeder
Schulstufe gliedert, ist für die Übungsvolksschule
und für die Übungshauptschule je ein Abteilungs-
vorstand zu bestellen; im Falle der Führung einer
Übungssonderschule ist auch für diese ein eigener
Abteilungsvorstand zu bestellen, sofern sie mit min-
destens 8 Klassen geführt wird."

66. Der Abschnitt V (neu) des II. Hauptstückes,
Teil C, hat zu lauten:

„Abschnitt V

Pädagogische Institute

A u f g a b e d e r P ä d a g o g i s c h e n I n s t i -
t u t e

§ 125. (1) Die Pädagogischen Institute dienen
der Fortbildung von Lehrern an in diesem Bundes-
gesetz geregelten Schulen, wobei auch die Vorbe-
reitung und Prüfung für zusätzliche Befähigungen
erfolgen kann. Ferner können an Pädagogischen
Instituten Personen, die die Ausbildung an einer
Bildungsanstalt für Kindergartenpädagogik oder
Bildungsanstalt für Erzieher erfolgreich abgeschlos-
sen haben, fortgebildet werden. Sie haben der päd-
agogischen Tatsachenforschung zu dienen.

(2) An den Pädagogischen Instituten können
Lehrgänge, Kurse sowie einzelne Lehrveranstaltun-
gen, die zur Erfüllung besonderer Unterrichts-
zwecke dienen, abgehalten werden. Solche Lehr-
gänge, Kurse sowie einzelne Lehrveranstaltungen
können auch außerhalb des Standortes des Pädago-
gischen Institutes und auch während der nach
Maßgabe des Schulzeitgesetzes vorlesungsfreien
Zeit veranstaltet werden.

(3) Die Pädagogischen Institute sind Akademien
(§ 3 Abs. 2 lit. b sublit. dd).

A u f b a u d e r P ä d a g o g i s c h e n I n s t i -
t u t e

§ 126. (1) Die Pädagogischen Institute sind in
folgende Abteilungen zu gliedern:

a) Abteilung für Lehrer an allgemeinbildenden
Pflichtschulen,

b) Abteilung für Lehrer an Berufsschulen,
c) Abteilung für Lehrer an allgemeinbildenden

höheren Schulen (die auch der Fortbildung
der Lehrer an Bildungsanstalten für Kinder-
gartenpädagogik und Bildungsanstalten für
Erzieher dient),

d) Abteilung für Lehrer an berufsbildenden
Schulen (ausgenommen die Berufsschulleh-
rer).

Die Einrichtung einzelner Abteilungen kann entfal-
len, wenn im betreffenden Bundesland diese Abtei-
lungen an einem anderen öffentlichen oder mit dem
Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten Pädagogischen
Institut bestehen.

(2) Die Bildungsaufgaben der Pädagogischen
Institute sind durch Vorlesungen, Seminare und
Übungen zu erfüllen, die auch abteilungsübergrei-
fend geführt werden können, sofern dies vom
Inhalt der Veranstaltung zweckmäßig ist; sie kön-
nen auch im Zusammenwirken mit Pädagogischen
Akademien und Berufspädagogischen Akademien,
mit Universitäten und Hochschulen sowie mit Ein-
richtungen der Erwachsenenbildung durchgeführt
werden.

L e h r p l ä n e
§ 126a. (1) Für Lehrgänge, die im Hinblick auf

das Dienstrecht oder sonst wegen des Erreichens
einer Befähigung mit einer Prüfung abschließen, ist
ein Lehrplan (§ 6) zu erlassen. Dieser hat als
Pflichtgegenstände jene Gebiete zu erfassen, die
Gegenstand der Prüfung sind, sowie ergänzende
Unterrichtsveranstaltungen vorzusehen, die für die
Tätigkeit als Lehrer erforderlich sind.

(2) Für Lehrgänge, die mindestens ein Semester
dauern, kann ein Lehrplan erlassen werden, der
Unterrichtsveranstaltungen in Gebieten zu enthal-
ten hat, die für die Tätigkeit als Lehrer förderlich
sind.

L e h r e r
§ 127. (1) Für jede Abteilung ist ein Leiter zu

bestellen. In begründeten Fällen kann ein Leiter mit
der Leitung einer weiteren Abteilung betraut wer-
den.

(2) Die Leitung des Pädagogischen Institutes
obliegt abwechselnd jeweils einem Leiter einer
Abteilung für die Höchstdauer von drei Jahren in
der im § 126 Abs. 1 genannten Reihenfolge der
Abteilungen; ist der Leiter einer Abteilung mit der
Leitung einer weiteren Abteilung betraut, bleibt in
der Reihenfolge die weitere Abteilung außer
Betracht.

(3) Für jedes Pädagogische Institut sind die
erforderlichen Lehrer bzw. Lehrbeauftragten zu
bestellen. Für die Bestellung von Lehrbeauftragten
sind die Bestimmungen des § 123 Abs. 2 anzuwen-
den.

(4) Die Bestimmung des § 42 Abs. 3 findet
Anwendung.

P ä d a g o g i s c h e I n s t i t u t e d e s B u n d e s

§ 128. Die vom Bund erhaltenen Pädagogischen
Institute haben die Bezeichnung „Pädagogische



1872 155. Stück — Ausgegeben am 22. Juli 1982 — Nr. 365

Institute des Bundes" unter Anführung des Bundes-
landes, in dem sie errichtet sind, zu führen."

67. Im § 129 Abs. 7 sind die Worte „am Berufs-
pädagogischen Institut" durch die Worte „am Päd-
agogischen Institut" zu ersetzen.

68. Im § 131 c hat an die Stelle der Wendung
„1982/83" die Wendung „1984/85" zu treten.

69. §133 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes,
soweit sie in die Zuständigkeit des Bundes fällt, ist
der Bundesminister für Unterricht und Kunst, hin-
sichtlich der Vorbereitung und Erlassung der Ver-
ordnungen auf Grund der §§41 Abs. 2, 69 Abs. 2,
98 Abs. 3 und 106 Abs. 4 sowie hinsichtlich des
Zusammenwirkens mit den Universitäten und
Hochschulen gemäß § 126 Abs. 2 im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Wissenschaft und For-
schung, betraut."

Artikel II

Das Schulorganisationsgesetz wird wie folgt
geändert:

1. § 28 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Schüler sind in den Pflichtgegenständen
Deutsch, Lebende Fremdsprache und Mathematik
durch die Einrichtung von Leistungsgruppen sowie
durch einen nach Wahl des Schülers erweiterten
Unterricht im lebenskundlichen, sozialkundlichen,
wirtschaftskundlichen und naturkundlichen Bereich
in besonderer Weise zu fördern. In der Regel sind
drei, mindestens jedoch zwei Leistungsgruppen zu
führen."

2. § 29 Abs. 1 lit. a und c hat zu lauten:
„a) als Pflichtgegenstände:

Religion, Lebenskunde (mit Hinweisen zu
einer sinnvoll gestalteten Freizeit), Deutsch,
eine lebende Fremdsprache, Mathematik,
Sozialkunde und Wirtschaftskunde (ein-
schließlich der Zeitgeschichte), Naturkundli-
che Grundlagen der modernen Wirtschaft,
Gesundheitslehre, Berufskunde und Prakti-
sche Berufsorientierung, Leibesübungen;"

„c) als zusätzliche alternative Pflichtgegen-
stände :
Werkerziehung (für Knaben und Mädchen
gemeinsam oder getrennt), Hauswirtschaft
und Kinderpflege sowie weitere lebens- und
berufsvorbereitende Gegenstände in einem
für alle Schüler gleichen Stundenausmaß."

3. § 29 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Für den Unterricht in den Pflichtgegenstän-
den Deutsch, Lebende Fremdsprache und Mathe-
matik sind drei Leistungsgruppen vorzusehen."

4. § 30 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Die Schüler mehrerer Klassen sind°in den
Pflichtgegenständen Deutsch, Lebende Fremdspra-

che und Mathematik entsprechend der Einstufung
in Leistungsgruppen nach Möglichkeit in Schüler-
gruppen (§ 33 Abs. 2) zusammenzufassen."

5. § 33 Abs. 2 erster Satz hat zu lauten:

„Die Ausführungsgesetzgebung hat zu bestim-
men, bei welcher Schülerzahl im Hinblick auf die
Leistungsgruppen in Deutsch, Lebender Fremdspra-
che und Mathematik eigene Schülergruppen einzu-
richten sind."

6. § 33 Abs. 3 erster und zweiter Satz hat zu lau-
ten:

„Die Ausführungsgesetzgebung hat zu bestim-
men, bei welcher Schulerzahl der Unterricht in den
Unterrichtsgegenständen Berufskunde und Prakti-
sche Berufsorientierung, Maschinschreiben, Werk-
erziehung, Hauswirtschaft und Kinderpflege sowie
Leibesübungen statt für die gesamte Klasse in Schü-
lergruppen zu erteilen ist. Die Schülerzahl, bei wel-
cher der Unterricht in Schülergruppen zu erteilen
ist, darf für den Unterricht in Berufskunde und
Praktischer Berufsorientierung sowie Leibesübun-
gen 30, in Maschinschreiben 25, in Werkerziehung
20 und in Hauswirtschaft und Kinderpflege 16
nicht unterschreiten; dies gilt nicht für die Tren-
nung des Unterrichtes in Leibesübungen nach
Geschlechtern."

7. In § 58 Abs. 4 lit. a, § 62 Abs. 3 lit. a und § 63
Abs. 4 lit. a ist jeweils nach der Wendung
„Deutsch," einzufügen: „eine lebende Fremdspra-
che,".

Artikel III
Artikel II § 10 der 4. Schulorganisationsgesetz-

Novelle, BGBl. Nr. 234/1971, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 323/1975 und 142/1980
hat zu lauten:

„ S c h u l v e r s u c h s z e i t r a u m
§ 10. Schulversuche im Sinne der §§ 2 und 3 kön-

nen in den Schuljahren 1971/72 bis 1982/83 und
solche im Sinne des § 4 in den Schuljahren 1971/72
bis 1984/85 begonnen werden. Sie sind je nach der
Zahl der in Betracht kommenden Schulstufen aus-
laufend abzuschließen."

Artikel IV
S c h u l v e r s u c h e im a l l g e m e i n b i l d e n -

d e n S c h u l w e s e n
(1) Zur Entwicklung neuer Lehrplaninhalte

sowie zur Verbesserung didaktischer und methodi-
scher Arbeitsformen (insbesondere sozialer Arbeits-
formen) können Schulversuche zur inneren Schul-
reform an den einzelnen Schularten durchgeführt
werden.

(2) In den Oberstufen der allgemeinbildenden
höheren Schulen sind die Schulversuche gemäß
Artikel II § 6 der 4. Schulorganisationsgesetz-
Novelle fortzusetzen.
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(3) Auf die Schulversuche im Sinne der Abs. 1
und 2 finden die §§ 8, 9 und 14 des Artikels II der
4. Schulorganisationsgesetz-Novelle Anwendung.

(4) Schulversuche im Sinne der Abs. 1 und 2 kön-
nen in den Schuljahren 1982/83 bis 1988/89
begonnen werden. Sie sind nach der Zahl der in
Betracht kommenden Schulstufen auslaufend abzu-
schließen.

(5) Die Anzahl der Klassen an öffentlichen Schu-
len, an denen Schulversuche im Sinne des Abs. 1
durchgeführt werden, darf 5 vH der Anzahl der
Klassen der betreffenden Schulart der öffentlichen
Schule im betreffenden Bundesland nicht überstei-
gen; das gleiche gilt sinngemäß für Privatschulen
mit Öffentlichkeitsrecht. Schulversuche im Sinne
des Abs. 2 dürfen in nicht mehr als 10 vH der allge-
meinbildenden höheren Schulen im betreffenden
Bundesland durchgeführt werden.

Artikel V

Artikel II der 5. Schulorganisationsgesetz-
Novelle, BGBl. Nr. 323/1975, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 142/1980 wird wie folgt
geändert:

1. Dem § 4 Abs. 1 ist folgender Satz anzufügen:

„Ferner können zwei Lehrplangruppen an Werk-
meisterschulen für Berufstätige eingerichtet wer-
den."

2. Im § 4 Abs. 3 hat der erste Satz zu lauten:

„Die andere Lehrplangruppe hat die Aufgabe,
jene Kenntnisse zu vermitteln, die nach Absolvie-
rung einer vierjährigen oder einer dreijährigen
berufsbildenden mittleren Schule oder einer 'Werk-
meisterschule für Berufstätige für den Übertritt in
den IV. bzw. III. Jahrgang oder einen Aufbaulehr-
gang einer berufsbildenden höheren Schule gleicher
Art oder gleicher oder verwandter Fachrichtung
erforderlich sind."

3. Dem § 5 ist folgender Abs. 4 anzufügen:

„(4) Durch die Zusammenfassung von Überlei-
tungslehrgängen und Aufbaulehrgängen kann für
Personen, die die 8. Schulstufe erfolgreich abge-
schlossen und die Lehrabschlußprüfung bestanden
haben, eine Verbesserung der Möglichkeit, die Rei-
feprüfung einer berufsbildenden höheren Schule
abzulegen, erprobt werden."

4. § 10 hat zu lauten:

„ S c h u l v e r s u c h s z e i t r a u m

§ 10. Die Schulversuche im Sinne des § 2 können
in den Schuljahren 1976/77 bis 1983/84, jene im
Sinne der §§ 6 und 7 in den Schuljahren 1976/77
bis 1982/83 und jene im Sinne der §§ 3 bis 5 in den
Schuljahren 1976/77 bis 1985/86 begonnen wer-
den. Sie sind je nach der Zahl der in Betracht kom-
menden Schulstufen auslaufend abzuschließen."

Artikel VI

Für die verbindliche Übung Religion auf der
Vorschulstufe sind die den Pflichtgegenstand Reli-
gion in der Volksschule betreffenden Bestimmun-
gen des Religionsunterrichtsgesetzes, BGBl.
Nr. 190§1949, anzuwenden.

Artikel VII

(1) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Art. I
Z 66 dieses Bundesgesetzes ernannte Direktoren
von öffentlichen Pädagogischen Instituten oder
öffentlichen Berufspädagogischen Instituten sowie
im Hinblick auf den zweiten Halbsatz des ersten
Satzes des § 127 Abs. 1 des Schulorganisationsge-
setzes in der vor dem Inkrafttreten des Art. I Z 66
geltenden Fassung ernannte Abteilungsvorstände
an öffentlichen Instituten sind mit Wirkung vom
1. September 1983 zu Leitern einer Abteilung des
öffentlichen Pädagogischen Institutes des betreffen-
den Bundeslandes gemäß § 126 Abs. 1 des Schulor-
ganisationsgesetzes in der Fassung des Art. I Z 66
zu bestellen. Hiebei ist auf ihre bisherige Verwen-
dung und auf ihre Ausbildung Bedacht zu nehmen.

(2) Den gem. Abs. 1 bestellten Abteilungsvor-
ständen gebührt eine für die Bemessung des Ruhe-
genusses anrechenbare Ergänzungszulage, solange
das Gehalt einschließlich aller Dienstzulagen unter
Ausschluß der Haushaltszulage niedriger ist als das
bis zum 31. August 1983 gebührende Gehalt ein-
schließlich aller Dienstzulagen unter Ausschluß der
Haushaltszulage in der Höhe des entsprechenden
Unterschiedsbetrages; sie ist nach Maßgabe des
Erreichens der Höhe des bisherigen Gehalts ein-
schließlich aller Dienstzulagen unter Ausschluß der
Haushaltszulage einzuziehen. Bei der Ermittlung
des Unterschiedsbetrages ist beim bisherigen Gehalt
und den zu berücksichtigenden Zulagen die Erhö-
hung um jenen Hundertsatz zu berücksichtigen,
um den sich das geltende Gehalt der Gehaltsstufe 2
der Dienstklasse V erhöht.

(3) Das Pädagogische Institut der Stadt Wien
und das Pädagogische Institut des Landes Tirol gel-
ten als mit dem Öffentlichkeitsrecht ausgestattete
Schulen im Sinne des Privatschulgesetzes, BGBl.
Nr. 244/1962.

Artikel VIII

(1) Dieses Bundesgesetz tritt nach Maßgabe der
folgenden Bestimmungen in Kraft:

1. Art. I Z 1, 2, 15, 33 bis 38, 40, 42 bis 47, 56,
57, 59 bis 61, 66, 67 und 69 sowie Art. VI und VII
mit 1. September 1983;

2. Art. 1 Z 3, 39, 41, 48, 49 und 68 sowie Art. III,
IV und V mit 1. September 1982;

3. Art. I Z 4, 6 bis 8, 13 und 14, 16 bis 19, 21, 22
und 30 bis 32 sowie Art. II Z 4 bis 6 gegenüber den
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Ländern für die Ausführungsgesetzgebung nach
Ablauf des Tages der Kundmachung;

4. Art. I Z 5 mit 1. September 1983, hinsichtlich
der Lehrpläne der 4. Schulstufe jedoch erst mit
1. September 1984, der 5. Schulstufe jedoch erst mit
1. September 1985, der 6. Schulstufe mit 1. Septem-
ber 1986, der 7. Schulstufe mit 1. September 1987
und der 8. Schulstufe mit 1. September 1988;

5. Art. I Z 9 bis 12 hinsichtlich der 5. Schulstufe
mit 1. September 1985, der 6. Schulstufe mit 1. Sep-
tember 1986, der 7. Schulstufe mit 1. September
1987 und der 8. Schulstufe mit 1. September 1988;

6. Art. I Z 19 a und 20 mit 1. September 1985;

7. Art. I Z 23 bis 27 tritt hinsichtlich der Auf-
nahme in die erste Klasse und die achtjährige
Dauer der allgemeinbildenden höheren Schule mit
1. Jänner 1985, im übrigen hinsichtlich der Unter-
stufe mit 1. September 1985 und der Oberstufe mit
1. September 1989 mit der Maßgabe, daß für jene
Schüler, die spätestens zu Beginn des Schuljahres
1984/85 in die 1. Klasse eintreten, und jene, die
spätestens zu Beginn des Schuljahres 1988/89 in
die 5. Klasse eintreten, bis zum Abschluß ihrer
Schulzeit, längstens bis zum Ende des Schuljahres
1991/92 die bisher geltenden gesetzlichen Vor-
schriften weiter anzuwenden sind;

8. Art. I Z 28 und 29 hinsichtlich der 1. Stufe der
Berufsschule mit 1. September 1984, der 2. Stufe
mit 1. September 1985, der 3. Stufe mit 1. Septem-
ber 1986 und der 4. Stufe mit 1. September 1987;

9. Art. I Z 50 mit 1. September 1984 mit der
Maßgabe, daß für jene Schüler, die spätestens zu
Beginn des Schuljahres 1983/84 in die erste Klasse
einer Bildungsanstalt für Arbeitslehrerinnen eintre-
ten, längstens bis zum Ende des Schuljahres
1987/88 die bisher geltenden gesetzlichen Vor-
schriften weiter anzuwenden sind;

10. Art. I Z 51 bis 53 mit 1. September 1985 mit
der Maßgabe, daß für jene Schüler, die spätestens
zu Beginn des Schuljahres 1984/85 in die erste
Klasse einer Bildungsanstalt für Kindergärtnerin-
nen eintreten, längstens bis zum Ende des Schuljah-
res 1988/89 die bisher geltenden gesetzlichen Vor-
schriften weiter anzuwenden sind;

11. Art. I Z 54 und 55 mit 1. September 1985 mit
der Maßgabe, daß

a) jene Schüler, die bereits im Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieser Bestimmungen einen
fünfjährigen Lehrgang besuchen, diesen
gemäß § 106 in der Fassung der Z 54
abschließen können und

b) für die übrigen Schüler, die spätestens zu
Beginn des Schuljahres 1984/85 in einen ein-
oder zweijährigen Lehrgang eintreten, läng-
stens bis zum Ende dieses Schuljahres bzw.
des Schuljahres 1985/86 die bisher geltenden
gesetzlichen Vorschriften weiter anzuwenden
sind;

12. Art. I Z 58 mit 1. September 1983 mit der
Maßgabe, daß für jene Studierenden, die spätestens

im Schuljahr 1982/1983 mit dem Studium an einer
Berufspädagogischen Akademie beginnen, bis zum
Ende der Ausbildungsdauer (ohne Unterbrechung
oder Wiederholung) die bisher geltenden gesetzli-
chen Vorschriften weiter anzuwenden sind;

13. Art. I Z 62 bis 65 mit 1. September 1985 mit
der Maßgabe, daß für jene Studierenden, die späte-
stens im Schuljahr 1984/85 mit dem Studium an
einer Pädagogischen Akademie beginnen, bis zum
Ende der Ausbildungsdauer (ohne Unterbrechung
oder Wiederholung) die bisher geltenden gesetzli-
chen Vorschriften weiter anzuwenden sind;

14. Art. II Z 1 bis 3 mit 1. September 1989;

15. Art. II Z 7 mit 1. September 1989 mit der
Maßgabe, daß für jene Schüler, die spätestens zu
Beginn des Schuljahres 1988/89 in eine berufsbil-
dende mittlere Schule eintreten, die bisherigen
gesetzlichen Vorschriften weiter anzuwenden sind,
und zwar

a) bei zweijährigen Schulen längstens bis zum
Ende des Schuljahres 1989/90,

b) bei dreijährigen Schulen längstens bis zum
Ende des Schuljahres 1990/91,

c) bei vierjährigen Schulen längstens bis zum
Ende des Schuljahres 1991/92.

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundesge-
setzes können bereits von dem seiner Kundma-
chung folgenden Tag an erlassen werden. Sie treten
frühestens mit dem im Abs. 1 bezeichneten Zeit-
punkt in Kraft.

(3) Die Ausführungsgesetze zu Artikel I Z 4, 6
bis 8, 16, 17, 19, 21, 22, 30 und 31 sind innerhalb
eines Jahres zu erlassen und mit 1. September 1983
in Kraft zu setzen; die Ausführungsgesetze zu
Art. I Z 32 sind innerhalb eines Jahres zu erlassen
und mit 1. September 1984 in Kraft zu setzen; die
Ausführungsgesetze zu Artikel I Z 13, 14 und 18
sind innerhalb eines Jahres zu erlassen und mit
1. September 1985 in Kraft zu setzen; die Ausfüh-
rungsgesetze zu Art. II Z 4 bis 6 sind innerhalb
eines Jahres zu erlassen und mit 1. September 1989
in Kraft zu setzen.

(4) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes,
soweit sie in die Zuständigkeit des Bundes fällt, ist
der Bundesminister für Unterricht und Kunst, hin-
sichtlich der Vorbereitung und Erlassung der Ver-
ordnungen auf Grund der §§ 98 Abs. 3 und 106
Abs. 4 des Schulorganisationsgesetzes sowie hin-
sichtlich des Zusammenwirkens mit den Universitä-
ten und Hochschulen gemäß § 126 Abs. 2 des
Schulorganisationsgesetzes jeweils in der Fassung
des Art. I dieses Bundesgesetzes im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Wissenschaft und For-
schung, betraut. Mit der Wahrnehmung der dem
Bund gemäß Axt. 14 Abs. 8 des B-VG zustehenden
Rechte auf dem durch dieses Bundesgesetz geregel-
ten Gebiet ist der Bundesminister für Unterricht
und Kunst betraut.

Kirchschläger
Kreisky
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366. Bundesgesetz vom 30. Juni 1982, mit
dem das Schulpflichtgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Schulpflichtgesetz, BGBl. Nr. 241/1962, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 322/1975 wird wie folgt geändert:

1. § 7 Abs. 1, 2, 4, 7 und 8 hat zu lauten:

„(1) Kinder, die noch nicht schulpflichtig sind,
sind auf Ansuchen ihrer Eltern oder sonstigen
Erziehungsberechtigten zum Anfang des Schuljah-
res in die erste Schulstufe aufzunehmen, wenn sie
bis zum Ende des laufenden Kalenderjahres das
sechste Lebensjahr vollenden und schulreif sind.

(2) Schulreif ist ein Kind, wenn begründete Aus-
sicht besteht, daß es dem Unterricht in der ersten
Schulstufe zu folgen vermag, ohne körperlich oder
geistig überfordert zu werden."

„(4) Der Schulleiter hat zur Feststellung, ob das
Kind die Schulreife gemäß Abs. 2 aufweist, die per-
sönliche Vorstellung des Kindes zu verlangen und
ein schulärztliches Gutachten einzuholen. Ferner
hat er ein schulpsychologisches Gutachten einzuho-
len, wenn dies die Eltern oder sonstigen Erzie-
hungsberechtigten des Kindes verlangen oder dies
zur Feststellung der Schulreife erforderlich
erscheint und die Eltern oder sonstigen Erziehungs-
berechtigten des Kindes zustimmen."

„(7) Der Bezirksschulrat hat zur Feststellung, ob
das Kind die Schulreife gemäß Abs. 2 aufweist, vor
seiner Entscheidung ein schul- oder amtsärztliches
Gutachten einzuholen. Ferner hat er ein schulpsy-
chologisches Gutachten einzuholen, wenn dies die
Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten des
Kindes verlangen oder dies zur Feststellung der
Schulreife erforderlich erscheint und die Eltern
oder sonstigen Erziehungsberechtigten des Kindes
zustimmen. Gegen die Entscheidung des Bezirks-
schulrates ist ein ordentliches Rechtsmittel nicht
zulässig.

(8) Stellt sich nach dem Eintritt in die erste
Schulstufe heraus, daß die Schulreife (Abs. 2) doch
nicht gegeben ist, so ist die vorzeitige Aufnahme
des Kindes (Abs. 1) zu widerrufen. Aus dem glei-
chen Grund können die Eltern oder sonstigen
Erziehungsberechtigten das Kind vom Besuch der
ersten Schulstufe abmelden. Der Widerruf und die
Abmeldung sind jedoch nur bis zum Ende des lau-
fenden Kalenderjahres zulässig. Ein Widerruf der
vorzeitigen Aufnahme ist vom Schulleiter, im Falle
der Aufnahme durch den Bezirksschulrat (Abs. 7)
jedoch von diesem auszusprechen. Die Bestimmun-
gen der Abs. 4, 5 zweiter Satz, 6 und 7 finden sinn-
gemäß Anwendung."

2. Dem § 7 ist folgender Abs. 11 anzufügen:

„(11) Im Fall des Widerrufes der vorzeitigen
Aufnahme (Abs. 8 erster Satz) können die Eltern
oder sonstigen Erziehungsberechtigten das Kind
zum Besuch der Vorschulstufe anmelden. Die
Anmeldung ist beim Leiter der Volksschule, an der
das Kind die Vorschulstufe besuchen soll, vorzu-
nehmen. Die Dauer des Besuches der Vorschulstufe
ist in die Dauer der allgemeinen Schulpflicht (§ 3)
nicht einzurechnen."

3. Die §§ 8 und 8 a haben zu lauten:

„Besuch e i n e r S o n d e r s c h u l e

§ 8. (1) Schulpflichtige Kinder, die infolge phy-
sischer oder psychischer Behinderung dem Unter-
richt in der Volks- oder Hauptschule nicht zu fol-
gen vermögen, aber dennoch schulfähig sind, haben
— unbeschadet der Bestimmungen der §§ 11 bis 13
— ihre allgemeine Schulpflicht in einer ihrer Eigen-
art und Schulfähigkeit entsprechenden Sonder-
schule oder einer Volks- oder Hauptschule ange-
schlossenen Sonderschulklasse zu erfüllen, soweit
solche Schulen (Klassen) vorhanden sind und der
Schulweg den Kindern zumutbar oder der Schulbe-
such auf Grund der mit Zustimmung der Eltern
oder sonstigen Erziehungsberechtigten des Kindes
erfolgten Unterbringung in einem der Schule ange-
gliederten oder sonst geeigneten Schülerheim mög-
lich ist.

(2) Die Aufnahme eines Kindes in eine Sonder-
schule (Sonderschulklasse) ist auf Antrag der Eltern
oder sonstigen Erziehungsberechtigten des Kindes,
auf Antrag des Leiters der Schule, dem das Kind
zur Aufnahme vorgestellt worden ist, oder dessen
Schule es besucht oder sonst von Amts wegen vor-
zunehmen. Der Antrag der Eltern oder sonstigen
Erziehungsberechtigten hat die Art der Sonder-
schule, die das Kind besuchen soll, zu bezeichnen;
gleiches gilt für die amtswegige Aufnahme. Zustän-
dig zur Entscheidung über die Aufnahme ist der
Bezirksschulrat, in dessen Bereich die beantragte
Art der Sonderschule gelegen ist. Der Bezirksschul-
rat hat zur Feststellung, ob das Kind der Förderung
durch die beantragte Art der Sonderschule bedarf,
ein Gutachten des Leiters einer Sonderschule der
beantragten Art (des Lehrers einer derartigen Son-
derschulklasse), ein schul- oder amtsärztliches Gut-
achten, ein nach Lage des Falles allenfalls erforder-
liches sonderpädagogisches Gutachten und mit
Zustimmung der Eltern oder sonstigen Erziehungs-
berechtigten des Kindes ein schulpsychologisches
Gutachten, einzuholen. Überdies kann auf Verlan-
gen oder mit Zustimmung der Eltern oder sonsti-
gen Erziehungsberechtigten das Kind, sofern es die
Volksschule oder die Hauptschule noch nicht
besucht, für höchstens fünf Monate in die Volks-
schule oder die Hauptschule oder eine Sonder-
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schule der beantragten Art, sofern es die Volks-
schule oder die Hauptschule bereits besucht, in eine
Sonderschule der beantragten Art zur Beobachtung
aufgenommen werden. Der Bezirksschulrat hat die
eingeholten Gutachten und das Ergebnis der Beob-
achtung des Kindes seiner Entscheidung zugrunde
zu legen.

(3) Gegen die Entscheidung des Bezirksschulra-
tes können die Eltern oder sonstigen Erziehungsbe-
rechtigten des Kindes Berufung an den Landes-
schulrat erheben. Gegen die Entscheidung des Lan-
desschulrates ist ein ordentliches Rechtsmittel nicht
zulässig.

E n t l a s s u n g a u s d e r S o n d e r s c h u l e

§ 8 a. (1) Schüler von Sonderschulen, bei denen
während der Dauer ihrer allgemeinen Schulpflicht
die Voraussetzungen für den Sonderschulbesuch
(§ 8 Abs. 1) wegfallen, sind auf Antrag der Eltern
oder sonstigen Erziehungsberechtigten des Schülers
oder auf Antrag des Leiters der Sonderschule, die
das Kind besucht, oder sonst von Amts wegen aus
der Sonderschule zu entlassen. Sie haben — abge-
sehen von dem Fall der Entlassung wegen Schulun-
fähigkeit — ihre allgemeine Schulpflicht in einer
anderen gemäß § 5 in Betracht kommenden Schule
zu erfüllen. Erfolgt die Entlassung aus der Sonder-
schule wegen Schulunfähigkeit, so ist gleichzeitig
die Befreiung von der allgemeinen Schulpflicht
(§ 15) auszusprechen.

(2) Zuständig zur Entscheidung über die Entlas-
sung aus der Sonderschule ist der Bezirksschulrat,
in dessen Bereich die Sonderschule, die das Kind
besucht, gelegen ist. Sofern die Entlassung nicht
deshalb erfolgt, weil die Zumutbarkeit des Schul-
weges oder die Möglichkeit der Unterbringung des
Schülers in einem geeigneten Schülerheim nicht
mehr gegeben ist, hat der Bezirksschulrat zur Fest-
stellung, ob die Voraussetzungen für den Sonder-
schulbesuch (§ 8 Abs. 1) weggefallen sind, ein Gut-
achten des Leiters der Sonderschule (Lehrers der
Sonderschulklasse), ein schul- oder amtsärztliches
Gutachten und mit Zustimmung der Eltern oder
sonstigen Erziehungsberechtigten des Schülers,
jedenfalls aber, wenn vor der Aufnahme in die Son-
derschule (§ 8 Abs. 2) ein solches Gutachten einge-
holt worden ist, ein schulpsychologisches Gutach-
ten einzuholen. Überdies kann auf Verlangen oder
mit Zustimmung der Eltern oder sonstigen Erzie-
hungsberechtigten das Kind für höchstens fünf
Monate in die Volksschule oder die Hauptschule
zur Beobachtung aufgenommen werden.

(3) Gegen die Entscheidung des Bezirksschulra-
tes können die Eltern oder sonstigen Erziehungsbe-
rechtigten des Schülers Berufung an den Landes-
schulrat erheben. Gegen die Entscheidung des Lan-
desschulrates ist ein ordentliches Rechtsmittel nicht
zulässig."

4. Die Überschrift des Unterabschnittes D und
die §§ 14 und 15 haben zu lauten:

„D. Besuch der Vorschulstufe; Zurückstellung vom
Schulbesuch; Befreiung von der allgemeinen Schul-

pflicht

B e s u c h d e r V o r s c h u l s t u f e d u r c h
s c h u l p f l i c h t i g e K i n d e r ; Z u r ü c k -
s t e l l u n g s c h u l p f l i c h t i g e r K i n d e r

vom S c h u l b e s u c h

§ 14. (1) Schulpflichtige Kinder, die noch nicht
schulreif (§ 7 Abs. 2) sind und im Pflichtsprengel
einer Vorschulstufe wohnen, haben — unbeschadet
der Vorschriften des § 8 über die Aufnahme in die
Sonderschule — das erste Jahr ihrer Schulpflicht in
der Vorschulstufe zu erfüllen.

(2) Schulpflichtige Kinder, die noch nicht schul-
reif (§ 7 Abs. 2) sind und im Berechtigungssprengel
einer Vorschulstufe wohnen, sind — unbeschadet
der Vorschriften des § 8 über die Aufnahme in die
Sonderschule — vom Besuch der ersten Schulstufe
zurückzustellen, sofern die Eltern oder sonstigen
Erziehungsberechtigten das Kind nicht für die Auf-
nahme in die Vorschulstufe anmelden.

(3) Die auf Antrag der Eltern oder sonstigen
Erziehungsberechtigten des Kindes oder von Amts
wegen vorzunehmende Aufnahme in die Vorschul-
stufe und die Zurückstellung vom Schulbesuch darf
nur vor Beginn des Schuljahres oder nach erfolg-
tem Schuleintritt vor dem Ende des laufenden
Kalenderjahres ausgesprochen werden.

(4) Der Antrag auf Aufnahme in die Vorschul-
stufe ist innerhalb der Frist für die Schülereinschrei-
bung (§ 6 Abs. 3) oder ab Beginn des Schuljahres
bis zum Ende des laufenden Kalenderjahres, im Fall
des Widerrufes der vorzeitigen Aufnahme inner-
halb von zwei Wochen nach dem Widerruf beim
Leiter der Volksschule, an der das Kind die erste
Schulstufe besuchen soll bzw. besucht, schriftlich
einzubringen.

(5) Der Schulleiter hat zur Feststellung, ob das
Kind die Schulreife gemäß § 7 Abs. 2 aufweist, ein
schulärztliches Gutachten einzuholen. Ferner hat er
die persönliche Vorstellung des Kindes zu verlan-
gen, wenn es die erste Schulstufe noch nicht
besucht. Er hat auch ein schulpsychologisches Gut-
achten einzuholen, wenn dies die Eltern oder son-
stigen Erziehungsberechtigten des Kindes verlan-
gen oder dies zur Feststellung der Schulreife
erforderlich erscheint und die Eltern oder sonstigen
Erziehungsberechtigten des Kindes zustimmen.

(6) Über den Antrag auf Aufnahme in die Vor-
schulstufe hat der Schulleiter ohne unnötigen Auf-
schub zu entscheiden. Die Entscheidung ist den
Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten des
Kindes unverzüglich — im Falle der Ablehnung des
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Antrages unter Angabe der Gründe — schriftlich
bekanntzugeben.

(7) Hat der Schulleiter den Antrag auf Aufnahme
in die Vorschulstufe abgelehnt oder die Aufnahme
in die Vorschulstufe von Amts wegen ausgespro-
chen, so wird diese Entscheidung zwei Wochen
nach Bekanntgabe wirksam, sofern nicht die Eltern
oder sonstigen Erziehungsberechtigten des Kindes
innerhalb dieser Frist beim Bezirksschulrat einen
Antrag auf Entscheidung über die Aufnahme in die
Vorschulstufe einbringen. Einen solchen Antrag
können die Eltern oder sonstigen Erziehungsbe-
rechtigten des Kindes auch dann einbringen, wenn
der Schulleiter über den bei ihm eingebrachten
Antrag nicht innerhalb von vier Wochen entschie-
den hat, wobei die Frist von zwei Wochen mit
Ablauf der vierwöchigen Frist zu laufen beginnt.
Solange die Entscheidung des Schulleiters nicht
wirksam ist oder eine gegenteilige Entscheidung
des Bezirksschulrates nicht vorliegt, hat das Kind
die erste Schulstufe zu besuchen.

(8) Der Bezirksschulrat hat zur Feststellung, ob
das Kind die Schulreife gemäß § 7 Abs. 2 aufweist,
vor seiner Entscheidung ein schul- oder amtsärztli-
ches Gutachten einzuholen. Ferner hat er ein schul-
psychologisches Gutachten einzuholen, wenn dies
die Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten
des Kindes verlangen oder dies zur Feststellung der
Schulreife erforderlich erscheint und die Eltern
oder sonstigen Erziehungsberechtigten des Kindes
zustimmen. Gegen die Entscheidung des Bezirks-
schulrates ist ein ordentliches Rechtsmittel nicht
zulässig.

(9) Für das Verfahren über die Zurückstellung
vom Schulbesuch sind die Abs. 4 bis 8 sinngemäß
anzuwenden.

(10) Die Dauer des Besuches der Vorschulstufe
und die Zeit, während deren ein Kind vom Schul-
besuch zurückgestellt war, ist in die Dauer der all-
gemeinen Schulpflicht (§ 3) einzurechnen.

B e f r e i u n g e i n e s K i n d e s v o n d e r a l l -
g e m e i n e n S c h u l p f l i c h t w e g e n

S c h u l u n f ä h i g k e i t

§ 15. (1) Schulunfähige Kinder sind von der all-
gemeinen Schulpflicht zu befreien, solange die
Schulunfähigkeit dauert.

(2) Schulunfähigkeit liegt vor, wenn das Kind
infolge physischer oder psychischer Behinderung
auch durch den Unterricht an einer Sonderschule
nicht gefördert werden kann.

(3) Die Befreiung von der allgemeinen Schul-
pflicht wegen Schulunfähigkeit ist auf Antrag der
Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten des
Kindes oder von Amts wegen vorzunehmen.
Zuständig zur Entscheidung über die Befreiung von
der allgemeinen Schulpflicht ist der Bezirksschulrat,
in dessen Bereich das Kind seinen Wohnsitz hat,

wenn es bereits eine Sonderschule besucht der
Bezirksschulrat, in dessen Bereich die Sonderschule
gelegen ist. Der Bezirksschulrat hat zur Feststel-
lung, ob das Kind schulunfähig ist, ein Gutachten
des Leiters der Sonderschule (des Lehrers der Son-
derschulklasse), ein schul- oder amtsärztliches Gut-
achten, ein nach Lage des Falles allenfalls erforder-
liches sonderpädagogisches Gutachten und mit
Zustimmung der Eltern oder sonstigen Erziehungs-
berechtigten des Kindes ein schulpsychologisches
Gutachten einzuholen.

(4) Zugleich mit der den Antrag der Eltern oder
sonstigen Erziehungsberechtigten des Kindes
abweisenden Entscheidung hat der Bezirksschulrat
auszusprechen, daß das Kind die allgemeine Schul-
pflicht gemäß § 8 Abs. 1 zu erfüllen hat.

(5) Gegen die Entscheidung des Bezirksschulra-
tes können die Eltern oder sonstigen Erziehungsbe-
rechtigten des Kindes Berufung an den Landes-
schulrat erheben. Gegen die Entscheidung des Lan-
desschulrates ist ein ordentliches Rechtsmittel nicht
zulässig.

(6) Für das Verfahren, das nach Wegfall der
Schulunfähigkeit über die Aufnahme des Kindes in
eine Sonderschule (Sonderschulklasse) durchzufüh-
ren ist, sind die Bestimmungen des § 8 Abs. 2 und 3
anzuwenden.

(7) Die Zeit, während deren ein schulpflichtig
gewordenes Kind von der allgemeinen Schulpflicht
befreit war, ist in die Dauer der allgemeinen Schul-
pflicht (§ 3) einzurechnen."

5. § 16 Abs. 3 und 4 hat zu lauten:

„(3) Die Führung der Schulpflichtmatrik unter-
liegt der Aufsicht des Bezirksschulrates, der im
besonderen darüber zu wachen hat, daß alle schul-
pflichtigen und alle gemäß § 15 von der allgemei-
nen Schulpflicht befreiten Kinder erfaßt werden
und die schulpflichtigen Kinder ihre Schulpflicht
erfüllen.

(4) Die näheren Vorschriften über die Einrich-
tung, die Art der Führung und den Umfang der
Schulpflichtmatrik hat der Landesschulrat nach den
örtlichen Erfordernissen durch Verordnung nach
Anhören der Landesregierung festzusetzen. Hiebei
kann die Führung der Schulpflichtmatrik mit Hilfe
der automationsunterstützten Datenverarbeitung
nach Maßgabe der technischen und personellen
Möglichkeiten sowie unter Bedachtnahme auf die
wirtschafliche Vertretbarkeit vorgesehen werden.
Im Wege der automationsunterstützten Datenver-
arbeitung dürfen alle zur Erfassung der schulpflich-
tigen Kinder und Überwachung der Einhaltung der
allgemeinen Schulpflicht erforderlichen Daten
ermittelt und verarbeitet werden."
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Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. September
1983 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Unterricht und Kunst
betraut.

Kirchschläger
Kreisky

3677. Bundesgesetz vom 30. Juni 1982, mit
dem das Schulunterrichtsgesetz geändert wird

(3. Schulunterrichtsgesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Schulunterrichtsgesetz, BGBl. Nr. 139/
1974, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 231/1977 und 143/1980 wird wie folgt ge-
ändert:

1. § 3 Abs. 3 erster Satz hat zu lauten:

„In die erste Stufe einer allgemeinbildenden höhe-
ren Schule mit Unter- und Oberstufe dürfen nur
Bewerber aufgenommen werden, die höchstens das
13. Lebensjahr, in die fünfte Stufe einer allgemein-
bildenden höheren Schule mit Unter- und Ober-
stufe oder in die erste Stufe des Oberstufenreal-
gymnasiums dürfen nur Bewerber aufgenommen
werden, die höchstens das 17. Lebensjahr im Kalen-
derjahr der Aufnahme vollenden."

2. § 4 Abs. 7 hat zu entfallen. Abs. 8 ist als Abs. 7
zu bezeichnen.

3. § 5 Abs. 7 hat zu lauten:

„(7) Für die Aufnahme in die Vorschulstufe und
die erste Stufe der Volksschule sowie die Aufnahme
in eine Sonderschule gelten die Bestimmungen des
Schulpflichtgesetzes, BGBl. Nr. 241/1962, und des
Pflichtschulerhaltungsgesetzes des betreffenden
Bundeslandes."

4. § 11 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 gelten
sinngemäß, wenn an einer Schule im Pflichtgegen-
stand oder in der verbindlichen Übung Lebende
Fremdsprache die Möglichkeit der Wahl zwischen
verschiedenen Sprachen besteht."

5. § 11 Abs. 6 erster Satz hat zu lauten:

„Auf Ansuchen des Schülers oder von Amts wegen
hat der Schulleiter einen Schüler von der Teil-

nahme an einzelnen Pflichtgegenständen und ver-
bindlichen Übungen zu befreien, wenn dieser aus
gesundheitlichen Gründen daran nicht teilnehmen
kann."

6. § 18 Abs. 12 hat zu lauten:

„(12) Pflichtpraktika und Praktika außerhalb des
schulischen Unterrichtes, verbindliche und unver-
bindliche Übungen, therapeutische und funktio-
neile Übungen sowie Kurse im Zusammenhang mit
der Feststellung der Sonderschulbedürftigkeit sind
nicht zu beurteilen."

7. § 19 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Am Ende des ersten Semesters ist — ausge-
nommen die Vorschulstufe, die lehrgangs- und sai-
sonmäßigen Berufsschulen, die Lehrgänge und
Kurse mit einer kürzeren Unterrichtsdauer als
einem Unterrichtsjahr — für jeden Schüler eine
Schulnachricht auszustellen. Die Schulnachricht
hat die Noten des Schülers in den einzelnen Unter-
richtsgegenständen (§ 18) zu enthalten. Sofern der
Unterricht in Leistungsgruppen erfolgt, ist zur
Note auch die bisher besuchte Leistungsgruppe und
im Falle der Umstufung in eine andere Leistungs-
gruppe mit dem Ende des ersten Semesters auch die
neue Leistungsgruppe anzugeben; an Berufsschulen
entfällt die Angabe der Leistungsgruppe, doch ist
im Falle des Besuches von Pflichtgegenständen mit
erweitertem oder vertieftem Bildungsangebot (§ 47
Abs. 3 des Schulorganisationsgesetzes) ein diesbe-
züglicher Vermerk aufzunehmen, sofern dieser
Vermerk nicht wegen der besonderen Bezeichnung
dieser Pflichtgegenstände entbehrlich ist. Im Falle
des § 31 d ist ein diesbezüglicher Vermerk aufzu-
nehmen. Ferner hat die Schulnachricht die Noten
des Schülers für das Verhalten in der Schule und
die äußere Form der Arbeiten (§ 21) zu enthalten;
in welchen Schularten und Schulstufen die Noten
für das Verhalten des Schülers in der Schule und
der äußeren Form der Arbeiten in die Schulnach-
richt aufzunehmen sind, hat der Bundesminister für
Unterricht und Kunst durch Verordnung nach den
Aufgaben der einzelnen Schularten und Altersstu-
fen der Schüler zu bestimmen. Für verbindliche und
unverbindliche Übungen sowie für therapeutische
und funktionelle Übungen sind nur Teilnahmever-
merke aufzunehmen. Der Bundesminister für
Unterricht und Kunst kann durch Verordnung für
die erste oder die ersten beiden Stufen der Volks-
schule und für Sonderschulen mit Klassenlehrersy-
stem bestimmen, daß für alle oder mehrere Unter-
richtsgegenstände, ausgenommen Religion, nur
eine Gesamtnote einzutragen ist. In Sonderschulen
für Schwerstbehinderte Kinder ist anstelle der
Noten der erreichte Entwicklungsstand des Schü-
lers darzustellen; dies gilt auch in Sonderschulen
für mehrfach behinderte Kinder, wenn Arten und
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Ausmaß der Mehrfachbehinderung diese Form der
Beurteilung erforderlich machen."

8. Im § 19 ist der bisherige Abs. 5 als Abs. 6 zu
bezeichnen und folgender neuer Abs. 5 einzufügen:

„(5) An Schularten mit Leistungsgruppen ist den
Erziehungsberechtigten die Umstufung in eine
andere Leistungsgruppe während des Unterrichts-
jahres innerhalb von einer Woche mitzuteilen."

9. Im § 19 ist der bisherige Abs. 6 als Abs. 7 zu
bezeichnen und hat zu lauten:

„(7) Die Verständigungen gemäß den Abs. 1 bis
6 haben ausschließlich Informationscharakter."

10. Dem § 19 ist folgender Abs. 8 anzufügen:

„(8) In der 4. und 8. Schulstufe sind die Erzie-
hungsberechtigten gegen Ende des ersten Semesters
oder am Beginn des zweiten Semesters des Unter-
richtsjahres über den nach den Interessen und Lei-
stungen empfehlenswerten weiteren Bildungsweg
nachweislich zu informieren. Die Information hat
an Schulen mit Klassenlehrersystem auf Grund
einer Beratung der Schulkonferenz und an den
übrigen Schulen auf Grund einer Beratung der
Klassenkonferenz zu erfolgen."

11. § 20 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Der Beurteilung der Leistungen eines Schü-
lers in einem Unterrichtsgegenstand auf einer gan-
zen Schulstufe hat der Lehrer alle in dem betreffen-
den Unterrichtsjahr erbrachten Leistungen (§ 18)
zugrunde zu legen, wobei dem zuletzt erreichten
Leistungsstand das größere Gewicht zuzumessen
ist. Dabei sind die fachliche Eigenart des Unter-
richtsgegenstandes und der Aufbau des Lehrstoffes
zu berücksichtigen."

12. § 20 Abs. 7 hat zu lauten:

„(7) Auf die Vorschulstufe sind die Abs. 1 bis 6
und auf die erste Stufe der Volks- und Sonder-
schule sind die Abs. 2 bis 6 nicht anzuwenden."

13. Dem §22 Abs. 2 lit. d sind folgende Halb-
sätze anzufügen:

„an Berufsschulen entfällt die Angabe der Lei-
stungsgruppe, doch ist im Falle des Besuches von
Pflichtgegenständen mit erweitertem oder vertief-
tem Bildungsangebot (§ 47 Abs. 3 des Schulorgani-
sationsgesetzes) ein diesbezüglicher Vermerk auf-
zunehmen, sofern dieser Vermerk nicht wegen der
besonderen Bezeichnung dieser Pflichtgegenstände

entbehrlich ist; im Falle des § 31 d ist ein diesbezüg-
licher Vermerk aufzunehmen;".

14. Im § 22 Abs. 2 lit. f hat sublit. cc zu entfallen,
sind die bisherigen sublit. dd und ee als sublit. cc
und dd zu bezeichnen und hat sublit. bb zu lauten:

„bb) in leistungsdifferenzierten Pflichtgegen-
ständen die Leistungsgruppe, die der
Schüler im folgenden Unterrichtsjahr zu
besuchen hat (§ 20 Abs. 6, § 31b, § 31c);
an den Berufsschulen hat diese Beurkun-
dung nur im Falle einer Umstufung in
die höhere Leistungsgruppe zu erfolgen
(§ 31 c Abs. 7),".

15. § 22 Abs. 2 lit. g hat zu lauten:

„g) die Feststellung, daß der Schüler die Schul-
stufe mit ausgezeichnetem Erfolg abgeschlos-
sen hat, wenn er in mindestens der Hälfte der
Pflichtgegenstände mit „Sehr gut" und in den
übrigen Pflichtgegenständen mit „Gut" beur-
teilt wurde, wobei Beurteilungen mit „Befrie-
digend" diese Feststellung nicht hindern,
wenn dafür gleich viele Beurteilungen mit
„Sehr gut" über die Hälfte der Pflichtgegen-
stände hinaus vorliegen; an Schularten mit
Leistungsgruppen ist hiebei ein „Befriedi-
gend" in der höchsten Leistungsgruppe als
„Gut" bzw. ein „Gut" als „Sehr gut" zu
bewerten; an Schularten mit drei Leistungs-
gruppen ist diese Feststellung nur zu treffen,
wenn

aa) das Jahreszeugnis in leistungsdifferen-
zierten Pflichtgegenständen in der mitt-
leren Leistungsgruppe keine schlechtere
Beurteilung als „Gut" aufweist und das
Jahreszeugnis — mit Ausnahme des Jah-
reszeugnisses der jeweils letzten Stufe
der betreffenden Schulart — den Ver-
merk enthält, daß der Schüler im näch-
sten Unterrichtsjahr in den leistungs-
differenzierten Pflichtgegenständen die
höchste Leistungsgruppe zu besuchen
hat,

bb) der Schüler in keinem leistungsdiffe-
renzierten Pflichtgegenstand den Unter-
richt am Ende des Unterrichtsjahres in
der niedrigsten Leistungsgruppe besucht
hat;

an Berufsschulen ist ein „Befriedigend" in einem
Pflichtgegenstand mit erweitertem oder vertieftem
Bildungsangebot als „Gut" bzw. ein „Gut" als
„Sehr gut" zu bewerten, sofern dieses Bildungsan-
gebot nicht in einem zusätzlichen Pflichtgegen-
stand erfolgt;".

16. Im § 22 Abs. 2 sind die lit. h und i als lit. i und
j zu bezeichnen. Als neue lit. h ist einzufügen:
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„h) im Falle einer Verbesserung der Beurteilung
in Pflichtgegenständen der achten Schulstufe
(§ 31 a) einen diesbezüglichen Vermerk;".

17. § 22 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Für verbindliche und unverbindliche Übun-
gen sowie für therapeutische und funktionelle
Übungen sind anstelle der Beurteilung Teilnahme-
vermerke in das Jahreszeugnis aufzunehmen. Des-
gleichen ist im Jahreszeugnis zu vermerken, wenn
ein Schüler von der Teilnahme an einem Pflichtge-
genstand befreit ist (§ 11 Abs. 6, 7 oder 8)."

18. Im § 22 Abs. 8 hat der zweite Satz zu entfal-
len.

19. Im § 23 Abs. 1 haben an die Stelle des ersten
Satzes folgende Sätze zu treten:

„Ein Schüler darf — ausgenommen in der Grund-
schule sowie in Sonderschulen mit Klassenlehrersy-
stem — zu Beginn des folgenden Schuljahres in
einem oder zwei Pflichtgegenständen eine Wieder-
holungsprüfung ablegen, wenn im Jahreszeugnis

1. der Schüler in Pflichtgegenständen ohne Lei-
stungsgruppen mit „Nicht genügend" beur-
teilt worden ist, oder

2. der Schüler in der niedrigsten Leistungs-
gruppe eingestuft war und mit „Nicht genü-
gend" beurteilt worden ist, oder

3. der Schüler in der letzten Stufe einer Schulart
in einer höheren Leistungsgruppe eingestuft
war und mit „Nicht genügend" beurteilt wor-
den ist;

hiebei darf die Gesamtanzahl der Beurteilungen mit
„Nicht genügend" gemäß Z 1 bis 3 zwei nicht über-
steigen. An lehrgangs- und saisonmäßigen Berufs-
schulen, über kein ganzes Unterrichtsjahr dauernde
Berufsschulstufen sowie an Lehrgängen und Kur-
sen, die nicht mit dem Ende des Unterrichtsjahres
schließen, darf die Wiederholungsprüfung frühe-
stens acht Wochen nach Abschluß des Lehrganges
(Kurses) und spätestens zu Beginn des folgenden,
für den Schüler in Betracht kommenden Lehrgan-
ges (Kurses) abgelegt werden."

20. § 23 Abs. 2 erster Satz hat zu lauten:

„Wenn die Leistungen eines Schülers im Jahres-
zeugnis in mehr als zwei Pflichtgegenständen mit
„Nicht genügend" beurteilt worden sind, aber nur
höchstens zwei dieser Beurteilungen einem Über-
tritt in eine andere Schulart gemäß § 29 entgegen-
stehen, darf der Schüler aus den betreffenden
Pflichtgegenständen eine Wiederholungsprüfung
ablegen."

21. § 23 Abs. 3 erster Satz hat zu lauten:

„Die Wiederholungsprüfung darf im Falle eines
Schulwechsels an der neuen Schule abgelegt wer-

den, wenn mit dem Schulwechsel ein Wechsel der
Schulart oder des Schulortes verbunden ist und es
sich um eine Schule gleicher oder größerer Bil-
dungshöhe handelt oder der Wechsel von der allge-
meinbildenden höheren Schule in die Hauptschule
erfolgt."

22. § 23 Abs. 5 zweiter Satz hat zu lauten:

„Der Bundesminister für Unterricht und Kunst hat
durch Verordnung nach der Art des Unterrichtsge-
genstandes festzusetzen, ob die Wiederholungsprü-
fung schriftlich und mündlich, nur schriftlich, nur
mündlich oder auch praktisch abzulegen ist."

23. § 25 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Schüler von Volksschulen und Sonderschu-
len sind ohne Rücksicht auf die Beurteilung in den
Pflichtgegenständen Musikerziehung, Bildnerische
Erziehung, Schreiben, Werkerziehung, Hauswirt-
schaft und Leibesübungen zum Aufsteigen berech-
tigt. Die Bestimmungen des Abs. 2 lit. a finden auch
hinsichtlich der übrigen Pflichtgegenstände an den
Volksschulen und Sonderschulen keine Anwen-
dung."

24. Im § 25 sind die Abs. 5 bis 7 als Abs. 6 bis 8
zu bezeichnen. Als neuer Abs. 5 ist einzufügen:

„(5) Schüler, die in leistungsdifferenzierten
Pflichtgegenständen ein „Nicht genügend" in einer
anderen als der niedrigsten Leistungsgruppe erhal-
ten haben, sind berechtigt, in die nächsthöhere
Schulstufe aufzusteigen, in der sie jedoch den
betreffenden Pflichtgegenstand in der nächstniedri-
geren Leistungsgruppe zu besuchen haben."

25. § 26 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Ein Schüler, der auf Grund seiner außerge-
wöhnlichen Leistungen die geistige Reife besitzt,
am Unterricht in der übernächsten Stufe einer
Hauptschule, einer mittleren oder einer höheren
Schule mit Erfolg teilzunehmen, ist auf sein Ansu-
chen mit Bewilligung der Schulbehörde erster
Instanz in die übernächste Stufe aufzunehmen,
wenn er hinsichtlich seines Alters dieser Schulstufe
entspricht und eine Überforderung in körperlicher
und geistiger Hinsicht nicht zu befürchten ist. An
Schularten mit Leistungsgruppen muß der Schüler
in allen leistungsdifferenzierten Pflichtgegenstän-
den die höchste Leistungsgruppe besuchen und
muß die erfolgreiche Teilnahme am Unterricht in
der jeweils höchsten Leistungsgruppe in der über-
nächsten Stufe zu erwarten sein. Im Zweifel hat die
zuständige Schulbehörde den Schüler einer Einstu-
fungsprüfung und allenfalls auch einer schulpsy-
chologischen und (oder) schulärztlichen Untersu-
chung zu unterziehen."
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26. § 28 hat zu lauten:

„Aufnahme in die erste Stufe einer Hauptschule,
einer mittleren oder einer höheren Schule

§ 28. (1) Der erfolgreiche Abschluß der vierten
Stufe der Volksschule als Voraussetzung für die
Aufnahme in die erste Stufe einer Hauptschule
oder einer allgemeinbildenden höheren Schule ist
gegeben, wenn das Zeugnis über die vierte Stufe
der Volksschule in allen Pflichtgegenständen eine
Beurteilung aufweist und in keinem Pflichtgegen-
stand die Note „Nicht genügend" enthält. Darüber
hinaus gelten für die Aufnahme in die erste Klasse
einer allgemeinbildenden höheren Schule die
Bestimmungen des § 40 Abs. 1 des Schulorganisa-
tionsgesetzes.

(2) Schüler der vierten Stufe der Volksschule, die
sich zum Besuch einer allgemeinbildenden höheren
Schule angemeldet und dies dem Klassenlehrer mit-
geteilt haben, sind — wenn sie die Aufnahmsvor-
aussetzungen gemäß § 40 Abs. 1 erster Satz des
Schulorganisationsgesetzes nicht erfüllen — hievon
nachweislich sechs Wochen vor dem Ende des
Unterrichtsjahres schriftlich in Kenntnis zu setzen.
Der Schüler ist berechtigt, sich in diesem Fall bin-
nen zwei Wochen beim Schulleiter der allgemein-
bildenden höheren Schule zur Ablegung der Auf-
nahmsprüfung gemäß § 40 Abs. 1 zweiter Satz des
Schulorganisationsgesetzes anzumelden.

(3) Der erfolgreiche Abschluß der achten Schul-
stufe bzw. die erfolgreiche Erfüllung der ersten
acht Jahre der allgemeinen Schulpflicht als Voraus-
setzung für die Aufnahme in die erste Stufe einer
mittleren oder höheren Schule ist gegeben, wenn
das Zeugnis über die achte Stufe der Volksschule,
die vierte Stufe der Hauptschule oder der allge-
meinbildenden höheren Schule in allen Pflichtge-
genständen eine Beurteilung aufweist und in kei-
nem Pflichtgegenstand die Note „Nicht genügend"
enthält; dabei haben in der Hauptschule und der
allgemeinbildenden höheren Schule die Pflichtge-
genstände Latein und Geometrisches Zeichnen
außer Betracht zu bleiben. Ferner ist der erfolgrei-
che Abschluß der achten Schulstufe bzw. die erfolg-
reiche Erfüllung der ersten acht Jahre der allgemei-
nen Schulpflicht im Sinne des ersten Satzes gege-
ben, wenn der Schüler nach erfolgreichem
Abschluß der siebenten Schulstufe in der Volks-
schule, der Hauptschule oder der allgemeinbilden-
den höheren Schule den Polytechnischen Lehrgang
erfolgreich abgeschlossen hat.

(4) Zeugnisse von Sonderschulen, in denen der
Lehrplan der Volksschule, der Hauptschule oder
des Polytechnischen Lehrganges angewendet wird,
sind im Sinne der vorstehenden Absätze wie Zeug-
nisse der Volks- bzw. Hauptschule bzw. des Poly-
technischen Lehrganges zu werten.

(5) Einem Zeugnis im Sinne der vorstehenden
Absätze ist die erfolgreiche Ablegung einer Prüfung

über den zureichenden Erfolg der Teilnahme an
einem gleichwertigen Unterricht im Sinne des
Schulpflichtgesetzes gleichzuhalten."

27. § 29 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Für den Übertritt in eine höhere, gleiche
oder niedrigere Schulstufe einer anderen Schulart
oder eine andere Form oder Fachrichtung einer
Schulart gelten, soweit es sich nicht um den Poly-
technischen Lehrgang oder um die erste Stufe einer
Hauptschule, einer mittleren oder einer höheren
Schule oder um den Übertritt von Hauptschülern in
allgemeinbildende höhere Schulen im Sinne des
§ 30 handelt, die Bestimmungen der folgenden
Absätze."

28. Im § 29 Abs. 2 hat an die Stelle des Punktes
ein Strichpunkt zu treten. Folgende Sätze sind
anzufügen:

„dies gilt nicht für den Übertritt in eine Allgemeine
Sonderschule. Ein „Nicht genügend" in einer ande-
ren als der niedrigsten Leistungsgruppe steht dem
Übertritt nicht entgegen. Ein Schüler einer allge-
meinbildenden höheren Schule, der in eine Haupt-
schule übertritt, ist hinsichtlich der Einstufung in
die Leistungsgruppe so zu behandeln, wie wenn er
bisher in der jeweils höchsten Leistungsgruppe ein-
gestuft gewesen wäre."

29. Im § 29 Abs. 3 hat der zweite Satz zu entfal-
len.

30. Der § 30 hat zu lauten:

„Übertritt von Schülern der Hauptschule in allge-
meinbildende höhere Schulen

§ 30. Für den Übertritt von Schülern der Haupt-
schule findet § 40 Abs. 2 und 3 des Schulorganisa-
tionsgesetzes Anwendung, wobei für die allenfalls
abzulegende Aufnahmsprüfung § 29 Abs. 5 und 6
gilt."

31. Nach § 31 sind folgende §§ 31 a bis d einzu-
fügen:

„Verbesserung vorangegangener Leistungsbeurtei-
lungen durch den Besuch des Polytechnischen Lehr-

ganges

§ 31 a. Durch den Besuch des Polytechnischen
Lehrganges kann die Leistungsbeurteilung in ein-
zelnen Pflichtgegenständen auf der achten Schul-
stufe verbessert werden, wenn das Bildungsziel und
der Lehrstoff der betreffenden Pflichtgegenstände
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im Polytechnischen Lehrgang zumindest jenen der
besuchten achten Schulstufe entsprechen. In wel-
chen Pflichtgegenständen dies zutrifft, hat der Bun-
desminister für Unterricht und Kunst unter Berück-
sichtigung der Lehrpläne durch Verordnung festzu-
stellen.

Einstufung in die Leistungsgruppen

§ 31 b. (1) Sofern der Unterricht in Pflichtgegen-
ständen in Leistungsgruppen zu erfolgen hat, ist der
Schüler nach einem Beobachtungszeitraum in eine
der Leistungsgruppen einzustufen. Der Beobach-
tungszeitraum dient der Feststellung der individuel-
len Leistungs- und Lernfähigkeit des Schülers im
Hinblick auf die Anforderungen der einzelnen Lei-
stungsgruppen auf der Grundlage der ständigen
Beobachtung der Mitarbeit des Schülers im Unter-
richt, im Falle des Besuches eines vergleichbaren
Unterrichtsgegenstandes in einer unmittelbar vor-
hergehenden Schulstufe auch unter Berücksichti-
gung der Beurteilung in diesem Unterrichtsgegen-
stand, sowie allenfalls unter Verwendung von
mündlichen und schriftlichen Leistungsfeststellun-
gen.

(2) Der Bundesminister für Unterricht und Kunst
hat durch Verordnung unter Bedachtnahme auf die
Bildungs- und Lehraufgaben der leistungsdifferen-
zierten Pflichtgegenstände den Beobachtungszeit-
raum festzusetzen, der ab Beginn des Unterrichts-
jahres mindestens zwei Wochen — an lehrgangs-
und saisonmäßigen Berufsschulen mindestens eine
Woche — zu umfassen und spätestens mit dem
Ende des ersten Semesters, an lehrgangs- und sai-
sonsmäßigen Berufsschulen spätestens vier Wochen
vor Ende des Unterrichtjahres zu enden hat.

(3) Die Einstufung hat eine Konferenz der Leh-
rer vorzunehmen, die in den Leistungsgruppen des
betreffenden Pflichtgegenstandes unterrichten wer-
den. Der Lehrer, der den Schüler während des
Beobachtungszeitraumes unterrichtet hat, hat einen
begründeten Antrag zu stellen. Maßstab für die
Einstufung sind die in der jeweiligen Leistungs-
gruppe auf Grund des Lehrplans an den Schüler
hinsichtlich seiner Leistungs- und Lernfähigkeit
gestellten Anforderungen; der Schüler ist in jene
Leistungsgruppe einzustufen, die ihm demnach am
ehesten entspricht. Sofern nur ein Lehrer in den
Leistungsgruppen des betreffenden Pflichtgegen-
standes unterrichten wird, hat dieser die Einstufung
vorzunehmen.

(4) Die Einstufung in die Leistungsgruppe ist
dem Schüler innerhalb von drei Tagen, an ganzjäh-
rigen Berufsschulen innerhalb von acht Tagen
schriftlich bekanntzugeben. Der Schüler ist
berechtigt, sich beim Schulleiter für die Ablegung
der Aufnahmsprüfung in eine höhere Leistungs-
gruppe innerhalb von fünf Tagen, an ganzjährigen
Berufsschulen innerhalb von acht Tagen, anzumel-

den. Diese Aufnahmsprüfung ist vor einer Prü-
fungskommission abzulegen, der als Prüfer ein vom
Schulleiter zu bestimmender, den Pflichtgegenstand
unterrichtender Lehrer und als Beisitzer der Lehrer,
der den Schüler im Beobachtungszeitraum unter-
richtet hat, angehören. Die Beurteilung ist von bei-
den Lehrern gemeinsam vorzunehmen; kommt ein
Einvernehmen nicht zustande, so hat der Schullei-
ter zu entscheiden. Bis zum Vorliegen des Prü-
fungsergebnisses hat der Schüler jene Leistungs-
gruppe zu besuchen, die er mit der Ablegung der
Aufnahmsprüfung anstrebt. Die erfolgreiche Able-
gung der Aufnahmsprüfung ersetzt die Einstufung
in die angestrebte Leistungsgruppe; besteht der
Schüler die Aufnahmsprüfung nicht, hat er die Lei-
stungsgruppe zu besuchen, in die er ursprünglich
eingestuft wurde (Abs. 3).

Umstufung in höhere und niedrigere Leistungsgrup-
pen

§ 31 c. (1) Für Schularten mit Leistungsgruppen
hat der Bundesminister für Unterricht und Kunst
durch Verordnung nach den Aufgaben der betref-
fenden Schulart und den Bildungs- und Lehraufga-
ben der leistungsdifferenzierten Pflichtgegenstände
mindestens einen und höchstens drei Termine für
die Umstufung der Schüler in die nächsthöhere
bzw. nächstniedrigere Leistungsgruppe festzuset-
zen. Ein weiterer Umstufungstermin besteht am
Ende eines Unterrichtsjahres für die nächste Schul-
stufe, sofern der betreffende Pflichtgegenstand in
dieser geführt wird. In Schulstufen an Berufsschu-
len, die einem halben Lehrjahr entsprechen, besteht
kein Umstufungstermin.

(2) Ein Schüler ist in die nächsthöhere Leistungs-
gruppe eines leistungsdifferenzierten Pflichtgegen-
standes umzustufen, wenn auf Grund der bisheri-
gen Leistungen zu erwarten ist, daß er den erhöh-
ten Anforderungen in der nächsthöheren Leistungs-
gruppe voraussichtlich entsprechen wird.

(3) Wäre ein Schüler während des Unterrichts-
jahres zum Umstufungstermin in einem leistungs-
differenzierten Pflichtgegenstand mit „Nicht genü-
gend" zu beurteilen, ist er in die nächstniedrigere
Leistungsgruppe des betreffenden Pflichtgegenstan-
des umzustufen. Ferner ist der Schüler in die
nächstniedrigere Leistungsgruppe umzustufen,
wenn die Leistungsbeurteilung für die Schulstufe in
dem leistungsdifferenzierten Pflichtgegenstand mit
„Nicht genügend" erfolgt.

(4) Der Bundesminister für Unterricht und Kunst
kann die näheren Voraussetzungen für die Umstu-
fungen gemäß Abs. 2 unter Bedachtnahme auf die
Aufgaben der einzelnen Leistungsgruppen durch
Verordnung festlegen.

(5) Der Schüler kann spätestens vier Wochen vor
Ende des Unterrichtsjahres eine Umstufung in die
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nächsthöhere Leistungsgruppe für die nächste
Schulstufe beantragen.

(6) Über die Umstufung während des Unter-
richtsjahres gemäß Abs. 2 und 3 entscheidet der
Schulleiter auf Antrag des unterrichtenden Lehrers.

(7) Über die Umstufung für die nächste Schul-
stufe gemäß Abs. 2 und 5 entscheidet die Klassen-
konferenz gemäß § 20 Abs. 6, und zwar in den Fäl-
len des Abs. 2 auf Antrag des unterrichtenden Leh-
rers oder des Schülers (Abs. 5). Die Entscheidun-
gen der Klassenkonferenz über die Umstufung in
eine niedrigere Leistungsgruppe und die Ablehnung
eines Antrages gemäß Abs. 5 sind spätestens am fol-
genden Tag unter Angabe der Gründe und Beifü-
gung einer Rechtsmittelbelehrung dem Schüler
bekanntzugeben.

Teilnahme am Unterricht in einer anderen Schul-
stufe an Sonderschulen

§ 31 d. Sofern ein Schüler einer Allgemeinen Son-
derschule auf der betreffenden Schulstufe in den
Unterrichtsgegenständen Deutsch und (oder)
Mathematik nicht entsprechend gefördert werden
kann, ist ihm die Teilnahme am Unterricht der
nächstniedrigeren oder nächsthöheren Schulstufe
zu ermöglichen. Die Erziehungsberechtigten kön-
nen den Schüler zur Teilnahme am Unterricht in
Deutsch und (oder) Mathematik der nächstniedri-
geren oder nächsthöheren Schulstufe anmelden,
wenn die Schulkonferenz auf Antrag der Erzie-
hungsberechtigten oder von Amts wegen feststellt,
daß hiedurch eine bessere Förderungsmöglichkeit
gegeben ist. Die Teilnahme am Unterricht in der
nächstniedrigeren Schulstufe ist nur zu ermögli-
chen, wenn im betreffenden Unterrichtsgegenstand
eine Beurteilung für die Schulstufe mit „Nicht
genügend" zu erwarten ist."

32. § 32 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) An der Unterstufe einer allgemeinbildenden
höheren Schule sowie an den berufsbildenden mitt-
leren und höheren Schulen darf ein Schüler für die
erste Stufe nicht länger als zwei Schuljahre benöti-
gen."

33. § 32 Abs. 7 hat zu lauten:
„(7) Bei der Anwendung der Bestimmungen des

Abs. 6 auf allgemeinbildende höhere Schulen sind
in der Volksschuloberstufe oder der Hauptschule
oder einer anderen Form der allgemeinbildenden
höheren Schule zurückgelegte Schulstufen einzu-
rechnen; wenn der Schüler wegen Unzumutbarkeit
des Schulweges die Volksschuloberstufe besucht
hat und von dieser in eine niedrigere Stufe der all-
gemeinbildenden höheren Schule übertritt, ist ein
Schuljahr nicht zu berücksichtigen."

34. Im § 33 Abs. 4 hat der erste Satz zu lauten:
„Wenn ein Schüler den Besuch einer allgemeinbil-
denden höheren Schule gemäß Abs. 2 lit. d beendet,

darf er in eine allgemeinbildende höhere Schule
nicht aufgenommen werden, ausgenommen in ein
Aufbaugymnasium oder realgymnasium oder in
ein Gymnasium oder Realgymnasium für Berufstä-
tige."

35. § 36 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Im Haupttermin haben die Klausurprüfung

und die mündliche Prüfung innerhalb der letzten
zehn Wochen des Unterrichtsjahres stattzufinden.
Im ersten Nebentermin haben die Klausurprüfung
und die mündliche Prüfung innerhalb von sechs
Wochen ab dem Beginn des nächsten Schuljahres,
im zweiten Nebentermin innerhalb von sechs
Wochen ab dem ersten Montag im Feber stattzufin-
den. Für viersemestrige Kollegs, an denen wegen
der Dauer der Ferialpraxis die Hauptferien verlän-
gert werden, und für dreisemestrige Kollegs kann
der Bundesminister für Unterricht und Kunst durch
Verordnung festlegen, daß die Klausurprüfung und
die mündliche Prüfung im Haupttermin innerhalb
der ersten zehn Wochen des nächsten Semesters
und in den beiden Nebenterminen jeweils innerhalb
der ersten sechs Wochen des zweit- bzw. drittfol-
genden Semesters stattzufinden haben, sofern dies
aus lehrplanmäßigen Gründen erforderlich ist. Zwi-
schen dem Ende der Klausurprüfung und dem
Anfang der mündlichen Prüfung haben nach Maß-
gabe der Prüfungsvorschriften (§ 37 Abs. 1) minde-
stens zwei Wochen zu liegen."

36. Im § 42 hat Abs. 14 zu entfallen und sind die
Abs. 15 und 16 als Abs. 14 und 15 zu bezeichnen.

37. Nach § 54 ist folgender § 54 a einzufügen:

„Fachkoordinator

§ 54 a. (1) Der Schulleiter hat Fachkoordinatoren
zu bestellen:

a) an Schulen mit Leistungsgruppen für die ein-
zelnen leistungsdifferenzierten Pflichtgegen-
stände je einen den betreffenden Pflichtge-
genstand unterrichtenden Lehrer;

b) an Schulen unter besonderer Berücksichti-
gung der musischen oder sportlichen Ausbil-
dung je einen Lehrer.

(2) Den Fachkoordinatoren obliegen:
a) an Schulen mit Leistungsgruppen die Koordi-

nation der Unterrichtstätigkeit der den
betreffenden Pflichtgegenstand unterrichten-
den Lehrer im Hinblick auf die Erleichterung
der Umstufung in andere Leistungsgruppen
und die Durchführung des Förderunterrich-
tes in Unterordnung unter den Schulleiter;

b) an Schulen unter besonderer Berücksichti-
gung der musischen oder sportlichen Ausbil-
dung die Koordinierung der Unterrichtstätig-
keit jener Lehrer, die im musischen bzw.
sportlichen Bereich unterrichten.

Die den Fachkoordinatoren im einzelnen obliegen-
den Pflichten sind durch Dienstanweisung des Bun-
desministers für Unterricht und Kunst festzulegen.
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(3) Der Bundesminister für Unterricht und Kunst
hat durch Verordnung festzulegen, ab welcher Zahl
von Klassen bzw. Schülergruppen die Bestellung
eines Fachkoordinators im Hinblick auf den Lern-
stoff des betreffenden Pflichtgegenstandes erfor-
derlich ist."

38. Dem § 57 Abs. 3 ist folgender Satz anzufü-
gen:

„In Lehrerkonferenzen gemäß § 31 b Abs. 3 hat
der jeweilige Fachkoordinator den Vorsitz zu füh-
ren; ist kein Fachkoordinator bestellt oder ist dieser
verhindert, obliegt der Vorsitz dem jeweils anwe-
senden dienstältesten Lehrer."

39. § 68 lit. t hat zu lauten:

„t) Ansuchen um Zulassung zur Ablegung einer
Externistenprüfung (§ 42 Abs. 5), Ansuchen
um Zulassung zur Wiederholung der im § 42
Abs. 12 genannten Prüfungen,".

40. § 70 Abs. 1 lit. a hat zu lauten:

„a) Aufnahme in die Schule und Übertritt in eine
andere Schulart oder eine andere Form oder
Fachrichtung einer Schulart (§§ 3 bis 5, 29,
30),".

41. Im § 71 Abs. 2 sind lit. c als lit. e zu bezeich-
nen und folgende neue lit. c und d einzufügen:

„c) daß die Aufnahmsprüfung gemäß § 31 b
Abs. 4 nicht bestanden worden ist,

d) daß der Schüler auf der nächsten Schulstufe
eine niedrigere Leistungsgruppe zu besuchen
hat oder daß sein Antrag auf Umstufung in
die höhere Leistungsgruppe für die nächste
Schulstufe abgelehnt wird (§ 31 c Abs. 7),".

42. § 71 Abs. 8 hat zu lauten:

„(8) In den Fällen des § 70 Abs. 1 und des § 71
Abs. 2 lit. c und d ist gegen die Entscheidung der
Schulbehörde erster Instanz ein ordentliches
Rechtsmittel nicht zulässig. In den Fällen des § 71
Abs. 2 lit. a, b und e und in allen Fällen der Beendi-
gung des Schulbesuches (§ 33) geht der Instanzen-
zug der Verwaltung bis zur Schulbehörde zweiter
Instanz, gegen deren Entscheidung kein ordentli-
ches Rechtsmittel zulässig ist."

43. Dem § 75 ist folgender Abs. 8 anzufügen:

„(8) Die Abs. 1 bis 7 gelten sinngemäß für den
Besuch von Privatschulen mit ausländischem Lehr-
plan, die das Öffentlichkeitsrecht besitzen, und von
Schulen, die auf Grund zwischenstaatlicher Verein-
barungen in Österreich bestehen. Die Nostrifika-
tion kann im Einzelfall oder — sofern dies aus
Gründen der Verwaltungsvereinfachung zweckmä-
ßig ist — durch Verordnung erfolgen. Bei Nostrifi-
kation durch Verordnung kann ein diesbezüglicher
Vermerk von der Schule in das betreffende Zeugnis
aufgenommen werden."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt wie folgt in Kraft:
1. Art. I Z 1, 10, 14, 23 bis 30, 32 bis 34, 38, 40

und 41 mit 1. Jänner 1985;
2. Art. I Z 3, 18, 20, 36 und 43 mit 1. Jänner

1983;
3. Art. I Z 2, 4 bis 9, 11, 12, 15 bis 17, 19, 21,

22, 31 und 39 mit 1. September 1983;
4. Art. I Z 13, 35, 37 und 42 mit 1. September

1984.

(2) Die Bestimmungen der §§ 3 Abs. 3, 22 Abs. 2
lit. f sublit. bb und cc, 25 Abs. 3, 26 Abs. 1, 30, 3i,
32 Abs. 2 und 70 Abs. 1 lit. a des Schulunterrichts-
gesetzes in der vor dem Inkrafttreten des Art. I gel-
tenden Fassung treten, soweit sie sich auf die
Hauptschule beziehen, hinsichtlich der Schüler der
1. Klasse mit 31. August 1985, der 2. Klasse mit
31. August 1986, der 3. Klasse mit 31. August 1987
und der 4. Klasse mit 31. August 1988 außer Kraft.

(3) Verordnungen auf Grund dieses Bundesge-
setzes können bereits von dem seiner Kundma-
chung folgenden Tag an erlassen werden. Sie treten
frühestens mit dem im Abs. 1 bezeichneten Zeit-
punkt in Kraft.

(4) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Unterricht und Kunst
betraut.

Kirchschläger

Kreisky

3 6 8 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1982, mit
dem das Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzge-

setz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz,
BGBl. Nr. 163/1955, in der Fassung der Bundesge-
setze BGBl. Nr. 87/1963, 69/1971 und 325/1975
wird wie folgt geändert:

1. Im § 1 Abs. 1 hat es statt „Bundes-Taubstum-
meninstitut in Wien" zu lauten: „Bundesinstitut für
Gehörlosenbildung in Wien".

2. § 13 Abs. 2 und 3 haben zu lauten:

„(2) Der Schulsprengel kann für die Vorschul-
stufen der Volksschulen und für Haupt- und Son-
derschulen — unbeschadet der die Schulpflicht
regelnden Vorschriften — in einen Pflichtsprengel
und einen Berechtigungssprengel geteilt werden.

(3) Die Schulsprengel der Volksschulen (soweit
nicht Abs. 2 in Betracht kommt) und der Polytech-
nischen Lehrgänge sowie zumindest die Berechti-
gungssprengel der Vorschulstufen der Volksschu-
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len sowie der Hauptschulen und der einzelnen
Arten der Sonderschulen, ferner die Schulsprengel
der für die einzelnen Lehrberufe in Betracht kom-
menden Berufsschulen haben lückenlos aneinander-
zugrenzen."

Artikel II

Die Ausführungsgesetzgebung kann bestimmen,
daß in jenen Fällen, in denen die Führung der Vor-
schulstufe zusätzlichen Raum erfordert, der durch
vorhandenen Schulraum nicht abgedeckt werden
kann, die Schulerhalter die diesbezügliche Vor-
sorge bis 31. August 1985 zu treffen haben.

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit dem Tage der
Kundmachung in Kraft.

(2) Die Ausführungsgesetze der Länder sind
innerhalb eines Jahres zu erlassen und mit 1. Sep-
tember 1983 in Kraft zu setzen.

Artikel IV

Mit der Wahrnehmung der dem Bund gemäß
Art. 14 Abs. 8 des B-VG zustehenden Rechte ist der
Bundesminister für Unterricht und Kunst betraut.

Kirchschläger
Kreisky

3 6 9 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1982, mit
dem das Schulzeitgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Schulzeitgesetz, BGBl. Nr. 193/1964, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 468/1974
und 142/1978 wird wie folgt geändert:

1. In den §§ 1 und 2 Abs. 8 hat an die Stelle der
Wendung „Bundes-Taubstummeninstitut in Wien"
die Wendung „Bundesinstitut für Gehörlosenbil-
dung in Wien" zu treten.

2. § 5 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Für Übungsschulen, für das
Bundes-Blindenerziehungsinstitut in Wien und das
Bundesinstitut für Gehörlosenbildung in Wien gel-
ten über die in den §§ 2 bis 4 enthaltenen Regelun-
gen hinaus folgende Bestimmungen: Die Zahl der
Unterrichtsstunden an einem Schultag darf ein-
schließlich der Freigegenstände und unverbindli-
chen Übungen für Schüler der Vorschulstufe sowie
der 1. und 2. Schulstufe höchstens fünf, für Schüler
der 3. und 4. Schulstufe höchstens sechs betragen;
für Schüler von Vorschulgruppen sind auch jene

Tage schulfrei im Sinne des § 2 Abs. 4, an denen
auf Grund schulorganisationsgesetzlicher Bestim-
mungen kein Unterricht stattfindet."

3. Dem § 5 ist folgender Abs. 5 anzufügen:

„(5) Für die Bundes-Berufsschule für Uhrmacher
in Karlstein in Niederösterreich gelten über die in
den §§ 2 bis 4 enthaltenen Regelungen hinaus fol-
gende Bestimmungen: Die Zahl der Unterrichts-
stunden in den Pflichtgegenständen an einem Tag
darf neun nicht übersteigen; die Zahl der im Lehr-
plan vorgesehenen Unterrichtsstunden für eine
Schulstufe darf durch schulfreie Tage um nicht
mehr als ein Zehntel unterschritten werden."

4. Im § 8 Abs. 3 hat an die Stelle des Punktes ein
Beistrich zu treten. Folgender Halbsatz ist anzufü-
gen:

„für Schüler von Vorschulgruppen überdies jene
Tage, an denen auf Grund schulorganisationsge-
setzlicher Bestimmungen kein Unterricht stattfin-
det."

5. Im § 10 haben an die Stelle der Abs. 8 und 9
folgende Abs. 8 bis 10 zu treten:

„(8) Die Zahl der Unterrichtsstunden an einem
Tag ist unter Bedachtnahme auf die im Lehrplan
vorgesehene Zahl der Unterrichtsstunden für eine
Schulstufe, die durchschnittliche Belastbarkeit der
Schüler und die örtlichen Gegebenheiten festzuset-
zen. Die Zahl der Unterrichtsstunden in den
Pflichtgegenständen an einem Tag darf neun (in
Ländern mit dem Pflichtgegenstand Religion an
den Tagen, an welchen Religion unterrichtet wird,
zehn) nicht übersteigen.

(9) Die Dauer der Haupt-, der Weihnachts-, der
Semester-, der Oster- und der Pfingstferien ist so
zu bestimmen, daß die im Lehrplan vorgesehene
Zahl der Unterrichtsstunden für eine Schulstufe
durch Tage, die nach den Absätzen 4, 5 und 6
schulfrei sind, um nicht mehr als ein Zehntel unter-
schritten wird. Bei lehrgangsmäßigen Berufsschulen
sind Lehrgänge insoweit zu verlängern, als durch
Ferien, allenfalls im Zusammenhang mit anderen
schulfreien Tagen, die im Lehrplan vorgesehene
Zahl an Unterrichtsstunden für die jeweilige Schul-
stufe um mehr als ein Zehntel unterschritten würde.

(10) Bei Unbenützbarkeit des Schulgebäudes, in
Katastrophenfällen und aus sonstigen zwingenden
oder aus im öffentlichen Interesse gelegenen Grün-
den kann die unumgänglich notwendige Zeit schul-
frei erklärt werden. Die Landesgesetzgebung hat
vorzusehen, daß in diesen Fällen die Einbringung
der hiedurch entfallenen Schulzeit angeordnet wer-
den kann und ab welchem Ausmaß die Einbringung
anzuordnen ist; die Einbringung ist jedenfalls anzu-
ordnen, wenn die im Lehrplan vorgesehene Zahl
der Unterrichtsstunden für eine Schulstufe um
mehr als ein Zehntel unterschritten werden würde.
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Durch die Anordnung der Einbringung von Schul-
zeit dürfen die Hauptferien um nicht mehr als zwei
Wochen verkürzt werden."

Artikel II

(1) Art. I Z 1 bis 3 tritt mit 1. September 1983 in
Kraft.

(2) Die Ausführungsgesetze zu Art. I Z 4 und 5
sind innerhalb eines Jahres zu erlassen und mit
1. September 1983 in Kraft zu setzen.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes,
soweit sie in die Zuständigkeit des Bundes fällt,
sowie mit der Wahrnehmung der dem Bund gemäß
Art. 14 Abs. 8 des B-VG zustehenden Rechte auf
dem durch dieses Bundesgesetz geregelten Gebiet
ist der Bundesminister für Unterricht und Kunst
betraut.

Kirchschläger
Kreisky


